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Gesellschaft

Gesellschaft und Entwicklung

Die gesellschaftliche Dimension und ihre Ebenen (Querverbindungen zu den
Dimensionen Wirtschaft, Politik und 
Umwelt sind hier nur angedeutet)

Wirtschaftliche
Globalisierung

Wirtschaft

Transnationale
Unternehmen

Gesellschaft
Wachstum und Verdichtung der Erdbevölkerung,
Verstärkte Kommunikation, Kontaktdichte und
Interdependenzen zwischen heterogenen Strukturen,
wachsende Ungleichheiten und sozio-kulturelle Konflikte
zwischen pluralistischen, individualisierten Gesellschaften
des „Westens“ und Gesellschaften mit bindender
einheitlicher Ausrichtung religiöser oder iedologischer Art,
Armut, internationale Migration

Medien, internationale Wissenschaft und Fachverbände,
Kirchen, Kulturinstitute, internationale Sportverbände usw.

Institutionen und Nation, Zivilgesellschaft, kulturelle Identität 
und sozialer Wandel, Differenzierung vs. soziale Kohäsion,
Solidarsysteme, Gesundheitswesen,
Kultur, Sprache(n), Wissenschaft, Religion und Bildung,
Kinder und Jugendliche

Regionale kulturelle, religiöse, ethnische Identitäten,
Stadt-Land-Beziehungen, Mobilität

Lokale Lebenswelt und Identität,
Sicherung der Grundbedürfnisse und
Existenzbedingungen, überschaubare
Kooperation zwischen bekannten
Akteuren, Wandel z.B. durch Verstädterung

Familie als gesellschaftliche
Kernzelle und Solidareinheit,
Familienstruktur und Lebensform,
Geschlechterrollen, Enkulturation

Selbstbestimmung vs. soziale/
kulturelle Abhängigkeiten,
Jugend im Wandel

Politik

Umwelt

Vereinte Nationen, globale Strukturpolitik
durch WTO, IWF, Weltbank, Weltkonferenzen
und internationale politische Treffen (z.B. G8),
internationale Kooperation der Zivilgesellschaft

Ressourcenverbrauch und Naturbelastung
in Abhängigkeit von Bevölkerungsentwicklung

Welt

Transnationale
Einheiten

Nation, Staat

Region,
Provinz o.ä.

Gemeinde

Familie,
Kleingruppe

Individuum
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Armut und Hunger
Eine globale Herausforderung

Weltweit leben mehr als eine Milliarde Menschen in
extremer Armut. Sie haben weniger als einen US-Dollar pro Tag an 

Kaufkraft. Zwei Milliarden müssen täglich mit weniger als
zwei US-Dollar auskommen.

Was heißt Armut?

Armut bedeutet nicht nur, dass Menschen 
sich nicht ausreichend mit lebenswich-
tigen Gütern und Dienstleistungen versor-
gen können. Wer arm ist, hat auch kei-
ne Bildungschancen und keinen Anteil an 
anderen wichtigen Bereichen des gesell-
schaftlichen Lebens: 
• Arme Menschen sind krankheitsanfäl-
liger, weil sie sich nicht ausreichend ernäh-

ren und gesundheitlich versorgen können. 
Sie haben keine Möglichkeit, sich gegen 
Risiken des Lebens wie schwere Krank-
heiten, Unfälle oder sonstige Notlagen zu 
schützen. 
• Armut bedeutet Missachtung der Men-
schenwürde und der Menschenrechte so-
wie beschränkten Zugang zu Ressourcen.
• Armen fehlen wichtige Grundlagen und 
Kompetenzen, um ihr Leben eigenverant-
wortlich gestalten oder ihren Kindern ei-

Die Millenniums-Entwicklungsziele

Ziel 1: Beseitigung der extremen Armut und 
des Hungers

Zielvorgabe 1: Zwischen 1990 und 2015 
den Anteil der Menschen halbieren, deren 
Einkommen weniger als 1 Dollar pro Tag 
beträgt

Zielvorgabe 2: Zwischen 1990 und 2015 den 
Anteil der Menschen halbieren, die Hunger 
leiden
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nen Weg aus der Armut weisen zu kön-
nen. 
• Armut und extreme soziale Ungleichheit 
sind ein Nährboden für Gewalt und Ter-
rorismus.

Armut hat viele Gesichter: Hunger, Un-
ter- und Mangelernährung; schlechter Ge-
sundheitszustand und Krankheitsanfällig-
keit; geringe Lebenserwartung und hohe 
Säuglings-, Kinder- und Müttersterblich-
keit; niedriger Bildungs- und Ausbildungs-
stand; Arbeitslosigkeit und Unterbeschäf-
tigung; menschenunwürdige Wohnver-
hältnisse, Obdachlosigkeit und armselige 
Bekleidung; Entwurzelung, ja Ausschluss 
von traditionellen Sozialstrukturen, Unter-
drückung und soziale Missachtung. Armut 
wirkt sich auf fast alle Lebensbereiche aus 
und untergräbt das Selbstwertgefühl.

Neuerdings zeichnen sich Engpässe in 
der Nahrungsversorgung ab, verursacht 
u. a. durch fortgesetztes Bevölkerungs-
wachstum, zunehmenden Wassermangel 
(Bewässerungslandwirtschaft in Trocken-
gebieten) und die fortschreitende Vernich-
tung wertvollen Ackerlandes.  Davon sind 
in erster Linie die ärmsten Entwicklungs-
länder in überbevölkerten ökologisch la-
bilen Räumen (z. B. Sahelzone, Äthiopien) 
betroffen (Atlas). Den traditionellen (bo-
denschonenden) Bodennutzungsmetho-
den muss wieder größere Beachtung ge-
schenkt werden.

Mangel im Süden – 
Überfluss im Norden

Armut konzentriert sich weitestgehend 
auf die Entwicklungsländer. Hier ist Armut 
ein Massenproblem, mehr als die Hälfte 
der Bevölkerung aller Entwicklungsländer 

ist arm. In vielen der ärmsten Länder lebt 
sogar mehr als die Hälfte der Menschen 
in extremer Armut. Die Grenze dafür wird 
von der Weltbank derzeit  bei einem Jah-
reseinkommen von 370 US-Dollar pro Per-
son angesetzt. Zwar ist der prozentuale 
Anteil der extrem Armen an der gesam-
ten Bevölkerung der Entwicklungsländer 
auch zwischen 1990 und 2005 zurückge-
gangen, doch ihre absolute Zahl hat kaum 
abgenommen (G1)

Noch lebt die Mehrzahl der Armen 
auf dem Lande, vor allem in den Dörfern 
Afrikas und Asiens, doch mit der zuneh-
menden Landfl ucht verlagert sich die Ar-
mut mehr und mehr in die Städte (S. 96 
ff.). Dagegen lebt in den Industrieländern 
die große Masse der Bevölkerung in Wohl-
stand und Überfl uss, Menschen in extre-
mer Armut sind eine Ausnahme. Aber eine 
wachsende Minderheit sinkt auch hier in 
relative Armut. Als relativ arm gelten in 
der EU Menschen in Haushalten, deren 
Einkommen unter 60 % des Einkommens-
durchschnitts liegt (er lag in Deutschland 
2003 bei knapp 1 100 Euro im Monat).

Armut hat viele Ursachen

Um Armut wirksam und dauerhaft min-
dern zu können, muss man ihre Ursa-
chen kennen, also herausfi nden, warum 
Menschen nicht aus eigener Kraft für sich 
selbst sorgen können. Die Ursachen sind 
vielfältig und unterscheiden sich von Land 
zu Land und oft innerhalb eines Landes. 
Sie können sowohl internen (innerstaat-
lichen) als auch externen Ursprungs sein. 
Internen Armutsursachen sind u. a.:
• Ungleicher Bodenbesitz und unterblie-
bene bzw. verschleppte Bodenreformen. 

Vor allem in Lateinamerika, Indien und im 
Iran konzentriert sich die landwirtschaft-
liche Nutzfl äche auf Großbetriebe.
• Zunehmende Zersplitterung des Bo-
denbesitzes durch starkes Bevölkerungs-
wachstum in dicht besiedelten ländlichen 
Gebieten.
• Landverknappung durch Umweltdegra-
dation und Umweltkatastrophen.
• Geringe Kreditfähigkeit von Kleinbau-
ern, Pächtern und Landlosen, denen ent-
sprechende Sicherheiten fehlen, um von 
Banken Geld geliehen zu bekommen.
• In manchen Ländern decken staatlich 
festgesetzte Erzeugerpreise das Existenz-
minimum von Bauern nicht ab, sodass An-
reize zur Modernisierung und Intensivie-
rung der landwirtschaftlichen Produktion 
fehlen.
• Unzureichende Bildungsangebote, feh-
lende Bildungsabschlüsse, unzureichende 
Angebote der Gesundheitsversorgung 
und unzulängliches Wissen über repro-
duktive Gesundheit in vielen ländlichen 
Gebieten (G41, G44, G47, G48), infolge-
dessen größere gesundheitliche Gefähr-
dung (z. B. durch HIV/Aids, andere Infekti-
onskrankheiten).
• Starre (traditionelle) hierarchische sozi-
ale Ordnungssysteme in ländlichen Räu-
men, die innovationsfähige und -willige 
junge Menschen einengen und sie daran 
hindern, Neuerungen zu wagen.
• Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung 
und fehlende Kaufkraft infolge des Man-
gels an nichtagrarischen Erwerbs- und Zu-
erwerbsmöglichkeiten (Industrie, Hand-
werk, Gewerbe) auf dem Lande.
• Ausschluss der Kleinbauern von Innova-
tionen, die Geld kosten (z. B. „Grüne Re-
volution“).
• Fehlende Gleichberechtigung der Ge-
schlechter (G25, G26, G31, G47). Frauen 
und Kinder, insbesondere Mädchen, lei-
den auf Grund soziokultureller Benachtei-
ligungen am stärksten unter den Folgen 
der Armut. Frauen sind nicht nur größeren 
gesundheitlichen Risiken ausgesetzt (hohe 
Geburtenrate, rasche Geburtenfolge), sie 
bilden auch – gemeinsam mit den Kindern 
– das schwächste Glied der Familie und 
der Gesellschaft.
• In ärmeren Ländern (z. B. Angola, Dem. 
Rep. Kongo, Burundi, Yemen) übersteigen 
die Militärausgaben die öffentli chen Ausga-
ben für Gesundheit und Bil dung erheblich 
und schmälern die Entwicklungschancen 
der Armen.
• In manchen Ländern, insbesondere in 
Subsahara-Afrika, sind instabile politische 
Verhältnisse, totalitäre Herrschaftsstruk-
turen, Korruption und Bereicherung der 
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Eliten, Bürgerkriege, Vertreibung und 
Flucht die Auslöser von Armut (S. 72 ff.).

Die Armen sind somit Opfer von wirt-
schaftlichen, politischen und gesellschaft-
lichen Missständen in ihren Heimatländern. 
Neben diesen internen wirken sich ebenso 
aber auch Einfl üsse von außen hemmend 
auf Entwicklungschancen der Armen aus. 
Überwiegend extern bedingte Armuts-
ursachen sind (S. 47 ff.):
• Protektionistische Maßnahmen (z. B. Ein-
fuhrzölle) der großen Wirtschaftsmächte 
USA, EU und Japan behindern Agrarex-
porte der Entwicklungsländer (oft deren 
einzige Devisenbringer) (G5).
• Agrargüter aus Industrieländern, die zu 
staatlich subventionierten Niedrigpreisen 
in Entwicklungsländer exportiert werden, 
zerstören dort nationale Agrarmärkte. 
Auch unangepasste (über Nothilfe hinaus-
gehende) Nahrungsmittelhilfe schwächt 
den Willen und die Fähigkeit zur Selbst-
hilfe.
• Niedrige, z.T. stark wechselnde Rohstoff-
preise führen zu schwankenden Exportein-
nahmen (A22). Für Länder, deren Einkünf-
te von wenigen Exportprodukten abhän-
gen, trägt Preisinstabilität zur Vermehrung 
der Armut bei.
• Agrarimporte der Industrieländer (z. B. 
Futtermittel, Erdnüsse, Baumwolle) be-
schneiden die Anbaufl ächen für Nah-
rungsmittel in den armen Ländern, sodass 
hier die Nahrungsmittelversorgung für den 

eigenen Bedarf nicht ausreicht und Men-
schen hungern müssen.
• Hohe (Auslands-)Schulden und Schul-
dendienstverpfl ichtungen (Zins und Til-
gung) engen den Handlungsspielraum vie-
ler Schuldnerländer für Entwicklungsfort-
schritte ein, meist zulasten der ärmsten 
Bevölkerungsschichten (W37 – W39).

Massenarmut hat 
weitreichende Folgen

Massenarmut trägt zur Entstehung bzw. 
Verstärkung weiterreichender nationaler 
und globaler  Risiken und Gefahren bei: 
Sie steigert das nationale und globale Be-
völkerungswachstum (G14, G19, S. 91 f.); 
in ökologisch sensiblen Gebieten beteiligt 
sie sich an der Zerstörung der natürlichen 
Lebensgrundlagen (z. B. Desertifi kation; 
Bo denzerstörung durch Verkürzung der 
Brachperioden; Vordringen des Anbaus in 
Steilhanglagen) und erhöht damit die glo-
balen Umweltbelastungen. Extreme sozi-
ale Ungleichheit kann Auslöser von Kon-
fl ikten und politischer Destabilisierung, 
von Unruhen und Bürgerkriegen sein; sie 
stellt eine Gefahr sowohl für den inneren 
Frieden als auch für den Weltfrieden dar. 
Die Kluft zwischen Arm und Reich (G9) zu 
verringern ist deshalb nicht nur ein Gebot 
der Gerechtigkeit und der Menschlich-
keit, sondern auch Voraussetzung für eine 
friedliche Zukunft der Menschheit.

Armutsbekämpfung ist eine globale 
Aufgabe

Armut und extreme Ungleichheiten haben 
vielfältige strukturelle Ursachen, die in 
unterschiedlichen Kombinationen auftre-
ten und von verschiedenen Ebenen (lokal, 
national, international/global) her wirk-
sam werden. Maßnahmen zu ihrer Über-
windung müssen deshalb gezielt bei den 
je spezifi schen (politischen, sozialen, kul-
turellen und wirtschaftlichen) Ursachen 
und auf mehreren Ebenen gleichzeitig an-
setzen und aufeinander abgestimmt sein. 
Armut kann nicht von den Armen allein 
überwunden werden, weil sie auf die Be-
hebung der meisten Armutsursachen we-
nig oder keinen Einfl uss haben. Armutsbe-
kämpfung ist eine komplexe, die verschie-
denen Wirkfaktoren und Verursachungs-
ebenen überwölbende Aufgabe. Sie 
er fordert die Mitwirkung aller (Mit-)Ver-
ursacher. Erforderlich ist eine enge Koor-
dinierung der (unverzichtbaren) Eigenan-
strengungen der Armen mit Maßnahmen 
zur Veränderung interner (nationaler) und 
externer (internationaler/globaler) Rah-
menbedingungen, die für die Entstehung 
und Fortdauer von Armut (mit-)verant-
wortlich sind. Die Lösung dieser Aufgabe 
streben die acht Millenniums-Entwick-
lungsziele (Millennium Development 
Goals, MDG) an. Sie rücken Armut und 
Armutsbekämpfung in das Zentrum der 

Frauen in einem Flüchtlinglager in Darfur bereiten 
das Essen für ihre Familien vor

Lebensmittelladen im Stadtteil Dahar in der 
ägyptischen Stadt Hurghada 

Das Einkaufszentrum Victoria und Alfred Water-
front in Kapstadt, Südafrika

Unterschiede in den Möglichkeiten, sich in Afrika mit Lebensmitteln zu versorgen
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Entwicklungspolitik und -zusammenarbeit. 
Sie basieren auf der Millenniumser klärung 
der UN-Mitgliedsstaaten vom September 
2000 und sind darauf gerichtet, die in-
ternationalen Beziehungen auf ein neue 
partnerschaftliche Basis zu stellen (Kasten 
S. 88). Sie nehmen sowohl  die Entwick-
lungsländer als auch die reichen Länder in 
die Pfl icht, ihren je spezifi schen Beitrag zur 
Minderung der Armut und zur Ausrottung 
des Hungers zu leisten, jeder nach seinen 
Möglichkeiten und nach seiner Leistungs-
fähigkeit.

Alle erforderlichen Aktivitäten sind am 
entwicklungspolitischen Leitbild der Nach-
haltigkeit auszurichten, um dauerhafte Er-
gebnisse erzielen zu können. Vorrang ha-
ben Maßnahmen, die
• die Armen in ihrer Fähigkeit, sich selbst 
zu helfen, stärken und nicht einschrän-
ken;
• die internen politischen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen so verändern, dass selbstorganisierte 
Entwicklung möglich ist und Selbsthilfe 
wirksam werden kann;
• die externen, insbesondere weltwirt-
schaftlichen Bedingungen so gestalten, 
dass sie die Eigenanstrengungen der Ent-
wicklungsländer zur Überwindung der Ar-
mut unterstützen und fördern.

Die internen Aufgaben der armen 
Länder, die bis 2015 erfüllt sein sollen, 
erstrecken sich neben der Einlösung der  
Millenniums-Entwicklungsziele 1 bis 7 (S. 
88) insbesondere auf  folgende Maßnah-
men:
• mehr und gezielte Investitionen in die 
ländliche Entwicklung, insbesondere in 
den Ausbau der Infrastruktur als Grund-
lage für breitenwirksames Wirtschafts-

wachstum, das Voraussetzung für die Re-
duzierung der ländlichen Armut ist;
• Aufbau von Mikrofi nanzdiensten zur 
Unterstützung von Eigeninitiativen der Ar-
men (G2);
• Förderung zivilgesellschaftlicher Aktivi-
täten, von Partizipation und Empowerment 
(Befähigung, vor allem von Frauen, ihre 
Rechte wahrzunehmen, sich gegen Unter-
drückung zu wehren);
• Ausweitung entwicklungspoliti scher 
Hand   l ungsspielräume durch Reduzierung 
der Militär ausga ben;
• Achtung der Menschenrechte, Aufbau 
demokratischer Strukturen (z. B. Stär-
kung der parlamentarischen Kontrollfunk-
tion) und funktionsfähiger Verwaltungen, 
Schaffung von Rechtssicherheit und gute 
Regierungsführung (good governance) als 
Voraussetzung für erfolgreiche Armutsbe-
kämpfung und den Abbau extremer sozi-
aler Ungleichheiten.

Ebenso wichtig sind die externen Auf-
gaben der Industrieländer, die für die 
Armut im Süden mitverantwortlich sind. 
Vorrang hat die Veränderung der Spielre-
geln des Außenhandels:
• Abbau von Armut begünstigenden Han-
delshemmnissen (z. B. Zollsenkung für 
Agrarimporte aus Entwicklungsländern; 
Einstellung der Subventionierung von 
Agrarexporten der Industrieländer in Ent-
wicklungsländer) (G5, W17);
• Erleichterung des Abbaus der Auslands-
schulden hoch verschuldeter Entwick-
lungsländer und Erlass der Schulden (so-
weit noch nicht erfolgt) der ärmsten Ent-
wicklungsländer (W37 – W39), denn hohe 
Verschuldung behindert Investitionen in 
deren Entwicklung;
• Schließen der digitalen Kluft zwischen 

reichen und armen Ländern (W31) durch 
verstärkte Zusammenarbeit mit den Ent-
wicklungsländern im Bereich der Tele-
kommunikation; die Teilhabe der Entwick-
lungsländer an der digitalen Entwicklung 
stärkt nicht nur deren Selbstbewusstsein, 
sondern unterstützt auch ihre Fähigkeit 
zur Teilhabe an entwicklungsfördernden 
Globalisierungsprozessen;
• Einschränkung von Entwicklung behin-
dernden Waffenexporten in Entwicklungs-
länder;
• Förderung des fairen Handels (W61, 
W62);
• Schrittweise Erhöhung der Offi cial 
De vel opment Assistance (ODA) der Indus-
trieländer auf 0,7 %  ihres Bruttonational-
einkommens (BNE) bis 2015 (W58). Die 
meisten Entwicklungsländer wären weit  
überfordert, müssten sie die Mittel für die 
umfangreichen nationalen Aufgaben der 
Armutsbekämpfung allein aufbringen;
• Aufbau einer vertrauensbildenden glo-
balen Entwicklungspartnerschaft, die 
die Entschuldung der Entwicklungsländer 
vorantreibt, die personelle und technische 
Entwicklungszusammenarbeit intensiviert, 
die Minimierung globaler Umweltbela-
stungen und -risiken ernst nimmt und da-
nach strebt, den Weltfrieden dauerhaft zu 
sichern. Die NEPAD (P43, S 79) ist dafür 
ein herausragendes Beispiel, zugleich aber 
auch ein Prüfstein für die Nachhaltigkeit 
und das Erfolgspotenzial von Entwick-
lungspartnerschaften.

Die angeführten Ziele und Aufgaben 
zur Armutsbekämpfung stehen nicht iso-
liert nebeneinander, sondern bilden einen 
integrativen Gesamtzusammenhang. So-
wohl interne als auch externe Maßnah-
men der Armutsbekämpfung und auch die 
verschiedenen Einzelmaßnahmen müssen 
aufeinander abgestimmt und koordiniert 
werden, um das Gesamtziel „Halbierung 
der Armut bis 2015“ zu erreichen. Die 
Verpfl ichtung  der UN-Mitgliedsstaaten, 
die verschiedenen Teilbereiche und Maß-
nahmen zur Überwindung der Armut an 
den MDGs auszurichten, bietet die Grund-
lage dafür, dass Armutsbekämpfung als 
fest umrissener und verbindlicher Auftrag 
gilt, vor dem sich keine Regierung unbe-
merkt davon schleichen kann. Die MDGs 
sind mit ihren Teilzielen und Indikatoren 
auf Messbarkeit und Überprüfbarkeit an-
gelegt. Entwicklungserfolge müssen nach-
weisbar sein, Nichtstun setzt sich der Kritik 
der Staatengemeinschaft aus. 

Zwar sind die Millenniumsziele sehr an-
spruchsvoll und nur erreichbar, wenn In-
dustrie- und Entwicklungsländer gemein-
sam zu ihrer Verantwortung stehen und 

Hunger herrscht, wo Armut herrscht
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sich mit ganzer Kraft dafür einsetzen, 
Hunger und Armut zu überwinden. Die 
erste Zwischenbilanz 2005 war zwar nicht 
besonders überzeugend, aber sie hat die 
Politiker aufgerüttelt und die Staatenge-
meinschaft angespornt, ihre Aktivitäten 
zu steigern. Die Bundesregierung hat mit 
der Neuausrichtung der deutschen Ent-
wicklungspolitik und dem Aktionspro-
gramm 2015 einen Weg beschritten, der 
Vorbildcharakter hat und sicherstellt, dass 
Deutschland seinen Anteil an der Halbie-
rung der Armut in der Welt bis 2015 er-
füllt.

Kann Globalisierung zur 
Armutsminderung beitragen?

„Globalisierung verschärft die Armut“ 
– „Globalisierung ist Motor zur Überwin-
dung der Armut“, diese widersprüchlichen 
Aussagen kennzeichnen das Meinungsbild 
der Globalisierungsexperten. Jede der bei-
den Meinungen lässt sich mit Beispielen be-

Ziel 1: Beseitigung der extremen Ar-
mut und des Hungers
Zielvorgabe 1: Zwischen 1990 und 2015 
den Anteil der Menschen halbieren, de-
ren Einkommen weniger als 1 Dollar pro 
Tag beträgt
Zielvorgabe 2: Zwischen 1990 und 2015 
den Anteil der Menschen halbieren, die 
Hunger leiden

Ziel 2: Verwirklichung der allgemei-
nen Primarschulbildung
Zielvorgabe 3: Bis zum Jahr 2015 si-
cherstellen, dass Kinder in der ganzen 
Welt, Jungen wie Mäd chen, eine 
Primarschulbildung vollständig abschlie-
ßen können

Ziel 3: Förderung der Gleichstellung 
der Geschlechter und Stärkung der 
Rolle der Frauen
Zielvorgabe 4: Das Geschlechtergefälle 
in der Primar- und Sekundar schulbildung 
beseitigen, vorzugsweise bis 2005 und 
auf allen Bildungsebenen bis spätestens 
2015

Ziel 4: Senkung der Kindersterblich-
keit
Zielvorgabe 5: Zwischen 1990 und 2015 
die Sterblichkeitsrate von Kindern unter 
fünf Jahren um zwei Drittel senken

Ziel 5: Verbesserung der Gesundheit 
von Müttern
Zielvorgabe 6: Zwischen 1990 und 2015 
die Müttersterblichkeitsrate um drei 
Viertel senken

Ziel 6: Bekämpfung von HIV/Aids, 
Malaria und anderen Krankheiten
Zielvorgabe 7: Bis 2015 die Ausbreitung 
von HIV/ Aids zum Stillstand bringen und 
allmählich umkehren
Zielvorgabe 8: Bis 2015 die Ausbrei-
tung von Malaria und anderen schweren 
Krankheiten zum Stillstand bringen und 
allmählich umkehren

Ziel 7: Sicherung der ökologischen 
Nachhaltigkeit
Zielvorgabe 9: Die Grundsätze der nach-
haltigen Entwicklung in einzelstaatliche 
Politiken und Programme einbauen und 
den Verlust von Umweltressourcen um-
kehren
Zielvorgabe 10: Bis 2015 den Anteil der 
Menschen um die Hälfte senken, die 
keinen nachhaltigen Zugang zu hygie-
nischem Trinkwasser haben 
Zielvorgabe 11: Bis 2020 eine erhebliche 
Verbesserung der Lebensbedingungen 
von mindestens 100 Millionen Slumbe-
wohnern herbeifuhren

Ziel 8: Aufbau einer weltweiten 
Entwicklungspartnerschaft
Zielvorgabe 12: Ein offenes, regelge-
stütztes, berechenbares und nichtdis-
kriminierendes Han  dels- und Finanzsy-
stem weiterentwickeln (dies umfasst die 
Verpfl ichtung auf gute Regierungs- und 
Verwaltungsführung, Entwicklung und 
Armutsreduzierung sowohl auf natio-
naler als auch auf internationaler Ebene).
Zielvorgabe 13: Den besonderen Bedürf-
nissen der am wenigsten entwickelten 

Länder Rechnung tragen (umfasst einen 
zoll- und quotenfreien Zugang für die 
Exportgüter der am wenigsten entwi-
ckelten Länder, ein verstärk tes Schulde-
nerleichterungsprogramm für die hoch-
verschuldeten armen Länder und die 
Streichung der bilateralen öffentlichen 
Schulden sowie die Gewährung großzü-
gigerer öffentlicher Entwicklungshilfe für 
Länder, die zur Armutsminderung ent-
schlossen sind)
Zielvorgabe 14: Den besonderen Bedürf-
nissen der Binnen- und kleinen Inselent-
wicklungsländer Rechnung tragen
Zielvorgabe 15: Die Schuldenprobleme 
der Entwicklungsländer durch Maßnah-
men auf nationaler und internationa-
ler Ebene umfassend angehen und so 
die Schulden langfristig tragbar werden 
lassen
Zielvorgabe 16: In Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern Strategien zur 
Beschaffung menschenwürdiger und 
produktiver Arbeit für junge Menschen 
erarbeiten und umsetzen
Zielvorgabe 17: In Zusammenarbeit mit 
den Pharmaunternehmen erschwingliche 
unentbehrliche Arzneimittel in den Ent-
wicklungsländern verfügbar machen
Zielvorgabe 18: In Zusammenarbeit mit 
dem Privatsektor dafür sorgen, dass die 
Vorteile der neuen Technologien, insbe-
sondere der Informations- und Kommu-
nikationstechnologien, genutzt werden 
können

Die acht Millenniums-Entwicklungsziele der UN

legen, ebenso aber auch entkräften. Wäh-
rend zum Beispiel Globalisierungsprozesse 
im subsaharischen Afrika für den massiven 
Anstieg der Armut mitverantwortlich ge-
macht werden, wird die auffällige Abnah-
me der Armut in Ost- und Südostasien 
Globalisierungsprozessen zugeschrieben. 
Es stellt sich die Frage nach den Bedin-
gungen für die unterschiedlichen Erfolgsbi-
lanzen. Offensichtlich gehen beide Ergeb-
nisse nicht unmittelbar und ausschließlich 
auf Globalisierungsprozesse zurück. Auch 
politische Faktoren wie gute oder schlech-
te Regierungsführung, unterschiedliche 
wirtschaftspolitische Weichenstellungen 
und sozialpolitische Programme, die län-
derspezifi sche Einbindung in das Welthan-
delssystem, Unterschiede im Entwicklungs-
stand, im Bevölkerungswachstum, in der 
naturräumlichen Ausstattung usw. kön-
nen am Zustandekommen der verschie-
denen Bilanzen der Armutsentwicklung 
beteiligt sein. Es kommt immer darauf an, 
welche spezifi schen Rahmenbedingungen 

Globalisierungspro zesse vorfi nden, un-
ter welchen spezifi schen Zielsetzungen 
sie stehen, mit welchen Mitteln und Me-
thoden sie ablaufen, welchen Widerstän-
den sie ausgesetzt sind usw. Erst exakte 
empirische Untersuchungen des jewei-
ligen Einzelfalls können eindeutige Ergeb-
nisse über die offensichtlich ambivalenten 
Wirkungen der Globalisierung erbringen. 
Solange Globalisierungsprozesse unge-
zügelt ablaufen und unvorhersehbare 
gesellschaftliche Fragmentierungen aus-
lösen können, sind sie als entwicklungs-
politisches Mittel der Armutsbekämpfung 
hochgradig suspekt. Solange es nicht ge-
lingt, sie durch feste Regeln zu bändigen 
und in die Entwicklungsstrategie der Ar-
mutsbekämpfung des Millenniumsgipfels 
einzubinden, ist es müßig, über ihre Rol-
le bei der Armutsbekämpfung zu streiten. 
Globalisierung braucht unmissverständ-
liche Regeln, um nachhaltige Entwick-
lungsprozesse unterstützen zu können 
(G5, A1 – A3).
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G1 Die extreme Armut nimmt ab 

G4 Einkommenskluft

G3 Wasserverschwendung: besonders betroffen sind die Armen

Obwohl Wasser ein knappes Gut ist, wird es 
oft verschwendet. Ein Grund dafür: Wasser ist 
meist kostenlos zu haben. Ein An reiz zum Spa-
ren fehlt. Häufi g werden Wasserpreise aus politi-
schem Interesse niedrig gehalten. Notwendige 
Reformen blei ben aus. Geringe Wasserpreise 
– sofern überhaupt Gebühren für Wasser erho-
ben werden – führen zu Geldmangel bei den 
Versorgungsunternehmen. Die Folgen: schlecht 
qualifi ziertes Personal und mangelhaft gewar-
tete Versorgungssysteme. Beides sind wich-
tige Ursachen für eine unzureichende Wasser-
versorgung in den Entwicklungsländern.
Subventioniertes Wasser ist auch aus einem an-
deren Grund von Nachteil: Es kommt nur den 
Mittelschichten und den Reichen zu Gute. Die 
meisten Armen haben erst gar keinen Anschluss 

G5 Was muss sich im Welthandel ändern?

Beteiligung am Handel bie tet echte Chancen 
zur Anhebung des Lebens standards. Doch 
einige der hervorragendsten Modelle für 
Offenheit und Exportwachstum – beispiels-
weise Mexiko und Guatemala – sind bei der 
Beschleunigung menschlicher Entwicklung 
nicht sehr erfolgreich gewesen. Exporter-
folge haben nicht immer das menschliche 
Wohlerge hen auf breiter Front gesteigert. 
Alle Anzeichen sprechen dafür, dass den 
Bedingungen, unter denen sich Länder in 
den Weltmarkt einfügen, mehr Beachtung 
geschenkt werden muss.
Fairere Handelsregeln wären hilfreich, ins-
besondere im Hinblick. auf den Zugang 
zum Markt... Die höchsten Handelsbarrieren 
der Welt werden gegen einige der ärmsten 
Länder errichtet: Die Handelsbarrieren, de-
nen sich Entwicklungs länder gegenüberse-
hen, die in reiche Länder exportieren, sind 
durchschnittlich drei bis vier Mal höher als 
bei reichen Ländern, die unterei nander Han-
del treiben. Die absurde Abstufung bei der 
Handelspolitik erstreckt sich auch auf an-
dere Bereiche. So hält beispielsweise die 
Eu ropäische Union große Stücke auf ihre 
Bemü hungen, den ärmsten Ländern der 
Welt Märkte zu eröffnen. Doch ihre restrik-
tiven Herkunfts bestimmungen, nach denen 
sich der Anspruch auf Handelspräferenzen 

G2 Mikrofi nanzierung gegen
      Armut

Mikrofi nanzierung leistet einen wichtigen Bei-
trag zu den Millenniums-Entwicklungszielen, 
kurz MDGs. Der Zugang zu Kleinkrediten, Spar-
produkten und Versicherungen über ein lei-
stungsfähiges (Mikro-)Finanzsystem eröffnet 
benachteiligten Bevölkerungs schichten nicht 
nur neue Chancen, sondern bietet ihnen auch 
die Möglichkeit, sich gegen weitere Verarmung 
zu schützen. Durch geeignete Finanzprodukte 
können sie besser auf Einkommensschwan-
kungen reagieren, sich gegen Krankheiten oder 
plötzliche Krisensituationen versichern.
Davon profi tieren auch Kinder: Eltern müssen 
Kinder nicht als Arbeitssklaven verkaufen, son-
dern können sie in die Schule schicken und bes-
ser und regelmäßiger ernähren. Ihre Chancen 
auf ein eigenverantwortliches Leben in rela-
tivem Wohlstand steigen dadurch.
Krankheit zwingt Menschen oft dazu, ihre spär-
liche Habe zu verkaufen und sich hoch zu ver-
schulden. Angepasste Mikrofi nanzprodukte er-
möglichen es ihnen jedoch, rechtzeitig einen 
Arzt aufzusuchen. So können z. B. lebensbe-
drohliche Komplikationen vermieden werden.
Mehr als die Hälfte aller Kredite weltweit wer-
den von Frauen aufgenommen. Frauen erhal-
ten durch Kredite und Sparmöglichkeiten nicht 
nur die Chance auf ein eigenes Einkommen und 
eine größere Unabhängigkeit, sondern entwi-
ckeln mehr soziale Verantwortung und Selbst-
bewusstsein gegenüber Institutionen wie Ban-
ken, staatlichen Organen und karitativen Ein-
richtungen. Mikrofi nanzierung fördert daher 
die Gleichberechtigung und stärkt die Stellung 
der Frau in Familie und Gesell schaft.

Quelle: BMZ, Mit Mikrofi nanzierung aus der Armut. Bonn 2004

richtet, machen die Chancen der meisten 
dieser Länder zunichte.
Die Landwirtschaft ist von höchster Be-
deutung. Zwei Drittel aller Menschen, die 
mit weniger als einem US-Dollar am Tag 
auskom men müssen, leben und arbeiten in 
ländlichen Gebieten. Die Regeln, denen der 
Agrarhandel unterliegt, haben unmittelbare 
Auswirkungen auf die Märkte, in denen sie 
operieren, ihre Le bensgrundlagen und ihre 
Aussichten, der Armut zu entkommen. Das 
Grundproblem, das bei den Gesprächen der 
WTO über Landwirtschaft in Angriff genom-
men werden muss, lässt sich in drei Wörtern 
zusammenfassen: Subventionen rei cher 
Länder. Bei der letzten Runde der Welthan-
delsgespräche sagten die reichen Länder 
zu, die Agrarsubventionen zu kürzen. Seit-
dem haben sie sie aber noch erhöht. Sie 
leisten jetzt etwas mehr als eine Milliarde 
US-Dollar im Jahr als Land wirtschaftshilfe 
an arme Länder, aber knapp eine Milliarde 
US-Dollar am Tag (!) zur Subventio nierung 
landwirtschaftlicher Überproduktion im ei-
genen Land – eine unangemessenere Pri-
oritätensetzung lässt sich kaum vorstellen. 
Zu allem Unglück zerstören die Subventi-
onen der reichen Länder auch noch die Mär-
kte, auf die die Kleinbauern in den armen 

Fortsetzung auf Seite 90

an die subventionierten Leistungen der Wasser-
ver-  und Abwasserentsorgung. Die öffentlichen 
Wasserversor gungsbetriebe verfügen ihrerseits 
wegen ihrer geringen Ein nahmen nicht über 
die Mittel, ihre Dienstleistungen auch auf die 
Wohngebiete der Armen auszuweiten. Von 
dort ist auch kaum politischer Druck zu erwar-
ten. Ambulante Wasserhändler übernehmen 
die Aufgaben der öffentlichen Wasserversor-
gung; sie können aber in Qualität und Kosten 
natürlich nicht konkurrieren mit den subventi-
onierten Unternehmen. Die Armen zahlen so 
häufi g die höchsten Preise für Wasser von oft 
minderer Qualität.

Quelle: BMZ, Wasser – Antworten auf die globale Krise. Mate-
rialien Nr. 114, S. 6 f.
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Ländern angewiesen sind. Sie drücken die Prei-
se, die erlöst werden können, und verweigern 
ihnen damit einen fairen Anteil an den Erträgen 
des Welthandels. Baumwollpfl anzer in Burkina 
Faso müssen mit US-amerikanischen Baum-
wollproduzenten kon kurrieren, die jährliche 
Subventionen in Höhe von über vier Milliarden 
US-Dollar erhalten – mehr als das gesamte Nati-
onaleinkommen von Bur kina Faso. Unterdessen 
richtet die unsinnige ge meinsame Agrarpolitik 
(GAP) der Europäischen Union schwere Schä-
den auf dem Weltmarkt für Zucker an, verwei-
gert aber den Entwicklungslän dern den Zugang 
zu den europäischen Märkten. 

Quelle: UNDP / Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Natio-
nen, Bericht über die menschliche Entwicklung 2005, S. 13 f.

Fortsetzung G5 von Seite 89

G8 Ungleichheit in der Welt 
      nimmt zu

Die wichtigsten Faktoren, die zur Zunahme 
der Ungleichheit in der Welt in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts beigetragen haben, 
waren:
• das rasche Wirtschaftswachstum in bereits 
reichen Ländern in Westeuropa, Nordameri-
ka und Ozeanien, verglichen mit dem Rest der 
Welt und 
• das relativ geringe Wachstum auf dem in-
dischen Subkontinent bis kurz vor dem Ende 
des 20. Jahrhunderts und einheitlich langsames 
Wachstum in Afrika.
Faktoren, die zur Verringerung von Ungleich-
heit beigetragen haben, waren:
• das rasche Wachstum in China seit den siebzi-
ger Jahren und in Indien seit Ende der achtziger 
Jahre sowie 
• die Angleichung zwischen den europäischen 
Ländern und den Vereinigten Staaten bis zu 
den neunziger Jahren.
Das rasche Wachstum in Südostasien war zwar 
beeindruckend, hatte aber wegen der relativ 
kleinen Bevölkerungen, denen es zugute kam, 
nur geringe Auswirkungen auf die Ungleichheit 
weltweit...
Die reichsten fünf Prozent der Weltbevölkerung 
beziehen ein 114-mal höheres Einkommen als 
die ärmsten fünf Prozent. Die reichsten ein Pro-
zent beziehen genauso viel Einkommen wie die 
ärmsten 57 Prozent. Und die reichsten 25 Mil-
lionen Amerikaner haben ein Einkommen, das 
dem von fast zwei Milliarden ärmsten Men-
schen der Welt entspricht.
Die Ungleichverteilung des Einkommens zu 
überwachen und in Grenzen zu halten ist nicht 
nur wichtig, um die Chancen für möglichst viele 
Menschen zu verbessern, sondern auch um so-
ziale Spannungen in (meist städtischen) Regi-
onen mit großer Ungleichheit zu mindern. Mit 
zunehmender Globalisierung und dem billiger 
und breiter werdenden Zugang zu Informati-
onen steigt auch das Bewusstsein für die globa-
le Ungleichheit. Die Menschen vergleichen sich 
selbst nicht mehr nur mit ihren Mitbürgern, sie 
sind sich auch der internationalen Unterschiede 
bewusst, was die Divergenzen zwischen den 
einzelnen Ländern schlimmer – und gefährlicher 
– macht. Um die wachsenden Spannungen zu 
mindern ist es entscheidend, dass alle Länder 
von der Entwicklung profi tieren.
Quelle: UNDP, Bericht über die menschliche Entwicklung 2002, 
S. 23, und 2003, S. 49

G7 Kinderarbeit

8,4 Millionen Kinder sind betroffen

Einsatz in bewaffneten Konflikten
300 000

Zwangs- und
Sklavenarbeit
5 700 000

Prostitution und
Pornographie

1 800 000

Illegale Tätigkeiten (z. B.
 Drogenhandel)
  600 000

Quellen: UNICEF und ILO O
M

N
IA

G6 Pro und Kontra G8-Gipfel

KONTRA: Leere Versprechen
Auf jedem Treffen der G8 und EU wurde das 
Versprechen erneuert, wesent lich größere An-
strengungen zu unterneh men, um die Zahl der 
extrem Armen in der Welt bis 2015 zu halbie-
ren. Auf dem G8 -Gipfel 2005 in Gleneagles 
wurde sogar die Zusage gemacht, die Entwick-
lungshilfe für Afrika bis 2010 auf 50 Mrd. Dol-
lar jährlich zu verdoppeln. Alles Versprechen, 
die bisher nicht eingelöst wurden. Das gilt glei-
chermaßen für die bereits 1970 übernommene 
Selbstverpfl ichtung der Industriestaaten, 0,7 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts für die Ent-
wicklungszusammenarbeit aufzuwenden... 
Trotz einiger Fortschritte bei der Armuts-
bekämpfung in Ländern wie China, Indien und 
Vietnam leiden heute noch immer 850 Mio. 
Menschen an Hunger und Unter nährung, vor 
allem in Afrika und Asien. Beim Kampf gegen 
HIV/Aids, Malaria und andere Infektionskrank-
heiten gibt es kein Wende zum Besseren. Jede 
Woche sterben 200 000 Kinder unter fünf Jah-
ren an ver meidbaren Krankheiten. Mehr als 100 
Millionen Kinder besuchen keine Schule. Über 
eine Milliarde Menschen leben ohne Zu gang zu 
sauberem Wasser.
Verantwortung für diese himmelschreien den 
Ungerechtigkeitsverhältnisse tragen diejenigen 
Kräfte in Politik und Wirtschaft der G8- und der 
anderen Industriestaaten, die eine ausschließ-
lich profi torientierte neoliberale Globalisierung 
verfolgen. Ihre Politik zu Gunsten des eigenen 
Wirt schaftswachstums, der multinationalen 
Kon zerne und globalen Finanzmärkte ist seit 
Jahrzehnten verantwortlich für die weltweite 
Plünderung von Natur und Arbeitskraft, für die 
Zerstörung lokaler Ökonomien und eigenstän-
diger Entwicklungsperspektiven, für die Un-
tergrabung von Marktregulation und sozialen 
Stan dards, für die Privatisierung von Gemein-
eigentum und öffentlichen Diensten.

Quelle: SODI! Report 2007-02. Hrsg.: Solidaritätsdienst-inter-
national e.V., Berlin

Aufgaben

1. Was verstehen Sie unter Armut?

2. Beschreiben Sie die Verbreitung von Ar-
mut in Entwicklungsländern und bilden Sie 
Hypothesen zur Erklärung der Armutsursa-
chen.

3. Diskutieren Sie die Thesen (Pro / Kontra):
- Armut ist selbst verschuldet;
- Armut ist die Folge struktureller Benachtei-
ligung.

4. Erläutern Sie die Millenniums-Entwick-
lungsziele unter dem Aspekt der Armuts-
bekämpfung. Wie schätzen Sie die 
Realisierungschancen ein?

5. Diskutieren  Sie, ob und gegebenenfalls 
wie Globalisierung  zur Überwindung von 
Armut beitragen kann.

6. Auch Sie können einen Beitrag zur Minde-
rung der Armut leisten. Machen Sie Vorschlä-
ge und stellen Sie diese zur Diskussion.

G9 Die Schere öffnet sich

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf

20 ärmste
Länder

20 reichste
Länder

212 267

11 417

32 339

1960 – 62 2000 – 02

in US-Dollar je Jahr
zu konstanten Preisen
von 1995

Quelle: Weltbank O
M

N
IA

PRO: Besser als ihr Ruf
John Kirton von der G-8-Forschungsgruppe der 
Universität von Toronto, dessen Arbeit von den 
G8-Staaten fi nanziert wird, beschreibt die G8 
als ein „System globalen Regierens“, welches 
im Vergleich mit dem Uno-Modell gar nicht so 
übel abschneide...
Auch Afrika haben G-8-Gipfel helfen können: 
1999 und 2005 wurde beschlossen, die Schul-
den der ärmsten Länder zu erlassen. Inzwischen 
sind 24 von 41 Ländern entschuldet, der Rest 
ist auf dem Weg dahin. Deshalb verteidigt die 
deutsche Entwicklungshilfeministerin Heidema-
rie Wieczorek-Zeul (SPD) auch den Gipfel von 
Heiligendamm. Im Abschlussdokument sei die 
Ausweitung von Mikrokrediten für die Ärmsten 
vorgesehen...
Kirtons Forschungsgruppe führt Buch über die 
Einhaltung der Gipfelversprechen... Zwischen 
1975 und 1989 betrug der Durchschnittswert 
31 Prozent. Seither ist er auf fast 50 % gestie-
gen... Eine hundertprozentige Umsetzung zu 
einzufordern, hält Kirton für naiv. 

Quelle: Carsten Volkery, Warum der G-8-Gipfel besser ist als 
sein Ruf. In: SPIEGEL ONLINE 2007
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Weltbevölkerung und Entwicklung
Von 1804 bis 1927, in 123 Jahren also, hat sich die Weltbevölkerung 

auf zwei Milliarden verdoppelt. 1974, nur 47 Jahre später, lebten 
vier Milliarden Menschen, 1999, weitere 25 Jahre später, schon 

mehr als 6 Milliarden Menschen auf der Erde. Die Menschheit hat 
sich im 20. Jahrhundert nahezu vervierfacht.

Prognostizierte Entwicklung der 
Weltbevölkerung

Das rasante Wachstum der Weltbevöl-
kerung setzt sich weiter fort. Die Anzahl 
der Menschen auf der Erde wird bis zur 
Mitte unseres Jahrhunderts voraussicht-
lich auf mehr als 9,2 Milliarden anstei-
gen. Zwar schwächt sich das Wachstum 
der Weltbevölkerung allmählich ab: Ende 
der 1960er Jahre 2,4 %, eine jährliche Zu-
nahme von 88 Millionen, heute 1,2 %. 
Das bedeutet aber immer noch eine Zu-
nahme um 77 Millionen im Jahr oder um 
211 000 Menschen pro Tag. Eine exakte 
Prognose über die weitere Zunahme der 
Weltbevölkerung ist jedoch nicht möglich. 
Die Vereinten Nationen haben vier Projek-
tionsvarianten entwickelt; nach der realis-
tisch erscheinenden Variante dürfte der 
Bevölkerungszuwachs um die Mitte des 
22. Jahrhunderts  bei 11 bis 12 Milliarden 
Menschen zum Stillstand kommen (G10 –
G14, G18, G19). 

Wachstum dort, 
Schrumpfung hier

Heute leben über 5,3 Milliarden Men-
schen in den Entwicklungsländern und 
nur gut 1,2 Milliarden in den Industrielän-
dern. Regional war die Bevölkerungsent-
wicklung höchst unterschiedlich (Karte S. 
92, G12 – G14, G18, G19). In den Indus-
trieländern stagniert die Bevölkerungszahl 
oder ist – wie in einigen Ländern des Nor-
dens – sogar rückläufi g. Lediglich die USA 
bilden mit einer Bevölkerungswachstums-

rate von 0,6 % eine auffällige Ausnahme. 
In den Entwicklungsländern (ohne China) 
wächst die Bevölkerung aber um 1,8 % 
jährlich (G14). Das heißt: Rund 95 % des 
gesamten Bevölkerungswachstums der 
Erde entfallen auf die Entwicklungsländer. 
Bis zum Jahre 2050 wird allein die Bevöl-
kerung der 50 ärmsten Länder um 0,8 Mil-
liarden auf 1,7 Milliarden anwachsen. 

Geburtenüberschuss prägt den Alters-
aufbau der Bevölkerung in den Entwick-
lungsländern. Die Hälfte ihrer Bevölke-
rung ist jünger als das Durchschnittsal-
ter (Medianalter) von 24,4 Jahren (2006). 
In den Ländern Afrikas ist es mit 18,4 Jah-
ren das niedrigste aller Kontinente (G12). 
In den Ländern südlich der Sahara sind 
44 % der Bevölkerung jünger als 15 Jah-
re. Der hohe Anteil junger Menschen im 
fortpfl anzungsfähigen Alter führt in den 
Entwicklungsländern selbst bei rückläu-
fi ger Kinderzahl pro Elternpaar zu einer 
anhaltenden Bevölkerungszunahme, dem  
so genannten Bevölkerungsmomentum 
(„demographischer Schwung“). Hier wird 
die Bevölkerung bis 2025 um etwa 1,4 
Milliarden Menschen zunehmen. Der An-
teil der Menschen über 65 Jahre beträgt 
dagegen in den Entwicklungsländern nur 
5 %, in den Industrieländern aber mehr als 
15 % (G12).

Die Gesamtfruchtbarkeitsrate (die 
durch schnittliche Anzahl an Kindern, die 
eine Frau in ihrem Leben zur Welt bringt), 
liegt in den Entwicklungsländern (ohne 
China) bei 3,5 Geburten pro Frau, in den 
Industrieländern dagegen unter 1,6. Da-
mit wird die zur Selbsterhaltung einer Be-

völkerung erforderliche Zahl von 2,1 Kin-
dern je Paar unterschritten. Die Entwick-
lung der Weltbevölkerung bis 2050 hängt 
entscheidend davon ab, ob es gelingt, 
die durchschnittliche Kinderzahl pro Frau 
auf das Erhaltungsniveau von zwei Kin-
dern abzusenken. Bereits geringe Abwei-
chungen von dieser Größe können erheb-
liche Auswirkungen auf das  Wachstum 
der Weltbevölkerung haben (G10 – G13).

Ein weiterer Faktor, der die Entwick-
lung der Weltbevölkerung beeinfl usst, ist 
die Lebenserwartung der Neugebore-
nen (G18). In den Industrieländern liegt 
sie gegenwärtig (2006) um fast 30 Jahre 
über dem Durchschnitt der Länder Afrikas 
südlich der Sahara. Deren Lebenserwar-
tung von 46 Jahren liegt 20 Jahre unter 
dem Weltmittelwert (67 Jahre). Alle ande-
ren Entwicklungsregionen der Welt wei-
sen über dem Durchschnitt liegende Wer-
te auf, mit Ausnahme des südlichen Zen-
tralasien (64 Jahre). Bevölkerungsexperten 
der UN erwarten bis 2050 weltweit eine 
weitere Steigerung der durchschnittlichen 
Lebenserwartung, jedoch dürften sich die 
regionalen Unterschiede bis dahin noch 
nicht umfassend abgebaut haben.

In den Industrieländern führen dage-
gen Stagnation bzw. Rückgang des Be-
völkerungswachstums und immer noch 
steigende Lebenserwartung zu einem ho-
hen Medianalter von 37,4 Jahren (2000) 
(in Deutschland 43 Jahre). Der Alterungs-
prozess wird sich in den Industrieländern 
unvermindert bis zur Mitte des 21. Jahr-
hunderts fortsetzen, er wird aber auch 
die Entwicklungsländer aufgrund der stei-
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genden Lebenserwartung sowie der rück-
läufi gen durchschnittlichen Geburtenzahl 
je Frau immer stärker erfassen. Lebten im 
Jahre 2000 erst 600 Millionen Menschen 
auf der Erde, die älter als 60 Jahre wa-
ren, werden es 2050 voraussichtlich ca. 
zwei Milliarden sein (G13). Daran werden 
die Entwicklungsländer einen rasch stei-
genden Anteil haben.

Ursachen der regionalen 
Unterschiede

Die Ursachen der regional unterschied-
lichen Bevölkerungsentwicklung sind viel-
schichtig. Sie sind teils endogenen, teils 
exogenen Ursprungs. Endogene und exo-
gene Verursachungskomponenten sind 
eng miteinander verwoben und regional 
bzw. national sowie zeitlich bzw. histo-
risch unterschiedlich miteinander kombi-
niert. 

In den 1970er und 1980er Jahren wur-
den die Entwicklungsunterschiede in der 
Welt, in denen sich auch die regionalen 
Unterschiede der Bevölkerungsentwick-
lung widerspiegeln, auf allgemeingültige 
Verursachungsphänomene wie den Ko-
lonialismus, den Kapitalismus, kulturelle 
Besonderheiten, strukturelle Abhängigkeit 
usw. zurückgeführt. Heute geht man da-
gegen davon aus, dass Unterentwicklung 
und Entwicklung nicht nur eine einzelne 
Ursache haben. „Es gibt  keinen allum-
fassenden und alles erklärenden Begriff 
von Unterentwicklung [und Entwicklung, 
K. E.], der die jeweils verschiedenen histo-
rischen, natürlichen und ökonomischen, 
gesellschaftlichen und politischen, kul-
turellen und anthropologischen Kompo-
nenten in sich vereint und gleichzeitig in 
eine kausale Wechselbeziehung unter Be-

rücksichtigung internationaler Rahmenbe-
dingungen bringen könnte“ (Nuscheler 
2005, S. 223 f.). In den Entwicklungs-
ländern können Armut, Hunger, Man-
gel- und Unterernährung, Krankheit, Epi-
demien wie Aids, Malaria, Masern, eine 
hohe Fertilitätsrate, ausbeuterische Eliten, 
unzureichende Bildung, fehlende Arbeits-
plätze, Naturkatastrophen etc. in wech-
selnden Kombinationen als Auslöser des 
dynamischen Bevölkerungswachstums an-
gesehen werden (vgl. entsprechende Ka-
pitel in diesem Arbeitsheft). In den Indus-
trieländern gelten dagegen Überfl uss und 
Wohlstand als die Faktoren, welche die 
Fertilität einengen bzw. reduzieren, die 
durchschnittliche Lebenserwartung stei-
gern und damit das Bevölkerungswachs-
tum bremsen. Im Einzelfall bedarf es der 
Analyse der hier jeweils vorliegenden Ver-
ursachungskomponenten und der diesen 
zugrunde liegenden Ursachenherde.

Problemlösungsalternativen

Das Bevölkerungswachstum in den Ent-
wicklungsländern und der dramatische 
Alterungs- und Schrumpfungsprozess in 
den meisten Industrieländern und neuer-
dings auch in manchen Schwellenländern 
sowie in den höheren Einkommensgrup-
pen der Entwicklungsländer stellen die na-
tionalen Regierungen vor schwierige Ver-
sorgungsaufgaben, die aus wachsenden 
Versorgungslasten für die abhängigen Be-
völkerungsgruppen entstehen. Es handelt 
sich dabei zum einen um Kinder und Ju-
gendliche, die noch nicht am Erwerbsle-
ben teilnehmen, zum anderen um ältere 
Menschen, die aus dem Erwerbsleben 
ausgeschieden sind. Der „Abhängigkeits-
index“ gibt an, wie viele Kinder und Ju-
gendliche sowie alte Menschen auf 100 
Menschen im Erwerbsalter (15 bis 65 Jah-
re) entfallen.

Der Altersaufbau der Bevölkerung 
wirkt sich unmittelbar auf die ökonomi-
schen Entwicklungschancen eines Landes 
aus: Ein hoher Anteil an abhängigen jun-
gen sowie alten Menschen kann infol-
ge hoher Versorgungslasten das wirt-
schaftliche Wachstum bremsen. Wächst 
aber eine breite Gruppe gebildeter und 
gut ausgebildeter Jugendlicher in das Er-
werbsleben hinein, und sinkt gleichzei-
tig die Fruchtbarkeitsrate, bestehen bei 
stabilen politischen Verhältnissen güns-
tige Vo raussetzungen für wirtschaftliches 
Wachs tum. Die se lassen sich optimal nut-
zen, wenn sich innerhalb einer Generation 
durch merklichen Rückgang der Fertilitäts-
rate kurzzeitig ein „demographisches 
Fenster“ öffnet (G11).

Die Völkergemeinschaft sucht nach 
Wegen, die schwerwiegenden Folgen so-

Quelle: UNFPA, Weltbevölkerungsbericht 2007
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Durchschnittliche
Bevölkerungs-
wachstumsrate
2005 – 2010

Kinder – Reichtum der Armen? Mütter mit ihren Kindern warten in der 
Region Gode, Äthiopien, auf Hilfe während der Hungerkatastrophe 2000.

Bevölkerungswachstum 2005 – 2010
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wohl des Bevölkerungswachstums in den 
Entwicklungsländern (Armut, Arbeitslosig-
keit, Hunger, Umweltbelastungen, Um welt-
zer störung usw.) als auch der alternden, 
rückläufi gen Bevölkerungsentwicklung 
zu überwinden. Die zentrale Frage lau-
tet: Welche Voraussetzungen müssen er-
füllt sein, damit das Überleben der wach-
senden Menschheit angesichts knapper 
werdender Ressourcen gesichert ist? Die 
entscheidende Größe für das Überleben 
der Menschheit ist der Ressourcenver-
brauch je Einwohner. Es ist nicht allein 
das starke Bevölkerungswachstum in den 
armen Ländern, das den Anstieg des glo-
balen Ressourcenverbrauchs verur sacht, 
sondern vor allem das Wohlstandswachs-
tum in den Industrieländern und in stei-
gendem Maße auch in den NIC und in den 
Schwellenländern. Hier liegt der durch-
schnittliche Ressourcenverbrauch je Ein-
wohner um ein Vielfaches höher als in den 
armen Ländern. Die Bevölkerungstragfä-

higkeit unseres Planeten hängt also eben-
so vom Bevölkerungswachstum in den ar-
men Ländern wie vom Wohlstandswachs-
tum in den reichen Ländern ab.

Die Probleme, die sich aus dem weiteren 
Wachstum der Weltbevölkerung ergeben, 
beschränken sich nicht auf reine Bevöl-
kerungsprobleme wie Bevölkerungszahl, 
-verteilung oder Altersaufbau, Geschlech-
terverhältnis, Geburten- oder Sterberate. 
Sie sind weit vielschichtiger und komplexer 
und werden von vielen weiteren Faktoren 
beeinfl usst, zum Beispiel von Lebensstan-
dard, Bildung, Gesundheit, Wirtschaft, 
Kultur, Herrschaftsform, natürlicher Um-
welt usw. Umgekehrt hat aber auch das 
Bevölkerungsphänomen Einfl uss auf diese 
Bereiche. Beide Bereiche bilden einen Sys-
temzusammenhang.

Deshalb müssen Strategien zur Über-
windung der Bevölkerungsproblematik 
und damit letztlich auch zur Lösung der 
vielfältigen Entwicklungsprobleme ent-
sprechend vielseitig und vielschichtig an-
gelegt sein.

Wirksame Strategien wurden auf der 
Weltbevölkerungskonferenz von 1994 in 
Kairo beschlossen. 179 Staaten hatten 
sich auf ein Aktionsprogramm mit den fol-
genden Zielen verständigt:
• Zugang zu Familienplanung für alle 
Paare bis 2015 unter besonderer Beto-
nung des Aspektes der reproduktiven 
Gesundheit (G44),
• Bekämpfung von HIV/Aids (G40 – G42),
• Grundschulbildung für alle Kinder, für 
Mädchen und Jungen gleichermaßen (S. 
123 ff.),

• Reduzierung der Müttersterblichkeit um 
75 % bis 2015,
• Reduzierung der Kindersterblichkeit,  
• Steigerung der allgemeinen Lebenser-
wartung.

Vier der acht Millenniums-Entwicklungs-
ziele der Vereinten Nationen greifen Kern-
punkte des Kairoer Aktionsprogramms 
auf. Der Schwerpunkt liegt auf der Beto-
nung der Bedeutung der reproduktiven 
Gesundheit für Entwicklungsfortschritte. 
Die Materialien G44, G45, G47 und G48 
erläutern ihren bevölkerungspolitischen 
Stellenwert.

Leider  sind  die bisherigen Ergebnisse 
der Konferenz von Kairo wenig überzeu-
gend. Die 10-Jahres-Bilanz stellt lediglich 
leichte Fortschritte  bei den staatlichen Fa-
milienplanungsprogrammen und bei der 
Bekämpfung von HIV/Aids heraus. Dage-
gen hat sich die Müttersterblichkeit kaum 
verringert (G31). Als Hauptgrund für die 
unbefriedigende Bilanz wird die nicht ein-
gehaltene Finanzierungszusage der Indus-
trieländer angeführt. Diese hatten sich 
verpfl ichtet, ab dem Jahre 2000 jährlich 
6,1 Milliarden US-Dollar für die Realisie-
rung des Aktionsprogramms aufzubrin-
gen. Tatsächlich haben sie bisher nur gut 
die Hälfte dieser Summe bereitgestellt. 
Zweifellos ist auch das unzureichende En-
gagement vieler Regierungen des Südens, 
insbesondere in Afrika südlich der Sahara, 
mitverantwortlich für die zögerliche Um-
setzung des Programms. Ein neuer Impuls 
geht von dem 2005 beschlossenen Akti-
onsprogramm zur Umsetzung der Millen-
niumsziele aus.

Nicht nur die Anzahl der Menschen wächst...
Bild: Taxistand an einem Bahnhof in Beijing 
(Peking), China. Aufnahme 27. 12. 2006

Die Versorgung der wachsenden Weltbevölkerung mit Trinkwasser 
wird eine der großen Aufgaben der Zukunft sein.

Gesellschaft_fertig.indd   10Gesellschaft_fertig.indd   10 03.01.2012   15:36:4003.01.2012   15:36:40



94

Gesellschaft

G13 Bevölkerung nach Alter und Geschlecht 1995, 2015 und 2050
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G12 Afrika ist am jüngsten

G11 „Demographische Dividende“

Heute biete sich für viele arme Länder zudem 
die einmalige Gelegenheit, die „demogra-
phische Dividende“ während des Zeitfensters 
zu nutzen, in dem die erwerbsfähige Bevölke-
rung zunimmt und gleichzeitig der Anteil der 
Alten und Kinder, die versorgt werden müs-
sen, vergleichsweise niedrig ist. Dies wirkt sich 
sehr positiv auf die Entwicklung der Länder aus, 
weil wirtschaftliche Produktivität, Investitionen 
und Konsum steigen. Ein Teil des Aufschwungs 
der asiatischen Tigerstaaten ist der „demogra-
phischen Dividende“ zuzuschreiben. 
Mit sinkenden Fertilitätsraten schließt sich das 
Fenster, wenn die größte Jugendgeneration 
eines Landes nicht mehr erwerbstätig ist. Dies 
ist derzeit in den meisten Industrieländern zu 
beobachten, in denen die „Baby Boomer“ bald 
das Rentenalter erreichen, so dass die Gesell-
schaften nun vor der demographischen He-
rausforderung der Alterung stehen. „Die mei-
sten Entwicklungsländer haben nur ein kleines 
Zeitfenster, bevor die Rekordzahlen an Jugend-
lichen ins mittlere Alter kommen und sie ihre 
‚demographische Dividende‘ einbüßen“, sagt 
Emmanuel Jimenez, Hauptautor des Weltbe-
völkerungsberichts 2007. Die Zahl junger Men-
schen erreiche in vielen armen Ländern in der 
nächsten Dekade ihren Höchststand. 
Der Bericht betont zudem die Bedeutung der 
Gesundheitspolitik. Eine gute Gesundheitsver-
sorgung sei nicht allen jungen Menschen zu-
gänglich. Ein durchschnittlicher 15-Jähriger 
habe in den Industrieländern heute eine 90-
prozentige Chance 60 Jahre alt zu werden. In 
Afrika südlich der Sahara läge die Wahrschein-
lichkeit dagegen nur bei 50 Prozent – vor allem 
wegen Krankheiten wie Aids. In den am stärk-
sten von HIV/Aids betroffenen Ländern würden 
sogar nur 20 Prozent der jungen Männer 60.
Quelle: Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW), newsletter 
Jan. 2007, S. 2
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G14 Bevölkerungswachstum regional

Quelle: United Nations World Population Prospects 2006; Weltbevölkerungsberichte 1995, 2007
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G15 Bevölkerungsentwicklung Deutschland 1950 – 2050

Quelle: Statistisches Bundesamt (bis 2000); Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Prognosen)

Bis 1990: BRD + DDR; ab 2000: Prognosen
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G16 Arbeitslose Jugendliche

Die Hälfte aller Arbeitslosen ist unter 25 
Jahre alt 
Junge Menschen stellen weltweit ein Viertel 
der Erwerbsbevölkerung, aber fast die Hälfte 
aller Arbeitslosen. Allein im Nahen Osten und 
in Nordafrika müssten bis 2020 etwa 100 Mil-
lionen neue Arbeitsplätze geschaffen werden, 
um den Nachwuchs auf dem Arbeitsmarkt auf-
zufangen. 
Hinzu kommt, dass etwa 130 Millionen der 15- 
bis 24-Jährigen nicht lesen und schreiben kön-
nen. Arme Jugendliche haben oft nur geringe 
Bildungschancen. Die Weltbank empfi ehlt da-
her, massiv in die Grundschulbildung zu inves-
tieren, um eine Basis für die Berufsausbildung 
zu schaffen. 20 Prozent der Unternehmen in 
Ländern wie Algerien, Bangladesch, Brasilien, 
China und Sambia nennen niedrige Bildungsra-
ten und geringe Berufsqualifi kation als „größte 
Hemmnisse für den Geschäftsbetrieb“.

Quelle: Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW), newsletter 
Jan. 2007, S. 2; (auch: W3)
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Bevölkerungsentwicklung und Altersstruktur
Bevölkerung in absoluten Zahlen und Altersgruppen in Prozent, Deutschland 1960 bis 2050
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Aufgaben

1. Beschreiben und begründen Sie das Wachs-
tum der Weltbevölkerung.  

2. Begründen Sie die Unterschiede in der Be-
völkerungsentwicklung  zwischen Industrie-
ländern und Entwicklungsländern.

3. Interpretieren Sie G13. Erläutern Sie, wel-
che sozialpolitischen Folgerungen sich aus 
den Unterschieden im Bevölkerungsaufbau 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern 
ergeben.

4. Erläutern Sie die Begriffe „Demographi-
sches Fenster“ und „Demographische Divi-
dende“ und die sich daraus ergebenden 
wirtschafts- und sozialpolitischen  Handlungs-
optionen (G11).

5. Vergleichen Sie die prognostizierte langfris-
tige Bevölkerungsentwicklung in Industrie- 

und Entwicklungsländern und diskutieren Sie 
zukünftige Trends der Weltbevölkerungsent-
wicklung.

6. Stellen Sie mit Hilfe von G14, G18 und 
G19 eine Rangordnung der bis 2025/2050 zu 
erwartenden Alterungsprozesse der Entwick-
lungskontinente Afrika, Asien und Lateiname-
rika auf und begründen Sie die Abfolge.

7. Stellen Sie mit Hilfe der lokalen Bevölke-
rungsstatistik die demographische Entwick-
lung  Ihres Wohn-/Schulortes dar. Interviewen 
Sie politisch Verantwortliche der Gemeinde-
verwaltung, des Gemeindeparlaments und 
der politischen Parteien  bezüglich der sich 
aus den demographischen Trends ergebenden 
Aufgaben und Probleme und diskutieren Sie 
lokalpolitische Handlungsalternativen.
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Migration und Verstädterung

Zu allen Zeiten und in allen Regionen
 der Erde hat es Bevölkerungswande-

rungen gegeben. Wurden sie früher vor 
allem durch die Suche nach günstigeren, 
noch nicht oder dünn besiedelten Lebens-
räumen ausgelöst, so hat im Zeitalter der 
Industrialisierung eine unvergleichliche Mi-
grationswelle eingesetzt. In Europa wur-
de sie zu einem Ventil für den hier im 18. 
Jahrhundert einsetzenden Bevölkerungs-
druck. Siedlungskolonien in Nord- und 
Südamerika und in Australien sowie die 
mit der Industrialisierung beginnende Ver-
städterung halfen, den wachsenden Be-
völkerungsdruck aufzufangen. 

Im Gegensatz zu Europa haben die nach 
dem Zweiten Weltkrieg mit Vehemenz 
einsetzenden Migrations- und Verstäd-
terungsprozesse in den Entwicklungslän-
dern eine andere Qualität: 
• Anders als für europäische Auswande-
rer des 18. und 19. Jahrhunderts wird die 
Süd-Nord-Migration durch Armut, starkes 
Bevölkerungswachstum, fehlende Be-
schäftigungschancen, politische Instabili-
tät und Unterdrückung, bewaffnete Kon-

fl ikte (P1, P6, P22, P23, P26), Naturkata-
strophen, Umweltzerstörung und durch 
den Sog des hohen Wohlstands in den In-
dustrieländern verursacht. 
• Aufgrund weitaus größerer Bevölke-
rungsmengen und höherer Bevölkerungs-
wachstumsraten (G14) hat der Verstädte-
rungsprozess in den Entwicklungsländern 
eine weit kräftigere Dynamik entfaltet und 
bis dahin nicht gekannte Dimensionen er-
reicht (G22). 
• Im Gegensatz zu Europa, wo die Städ-
te die Zentren der Industrialisierung bil-
deten und den Zuwandernden aufgrund 
ausreichend neuer Arbeitsplätze zumin-
dest Existenzsicherheit boten, reichen in 
den meisten Städten des Südens die Ar-
beitsplatzangebote bei weitem nicht aus, 
um allen Zuwandernden ein menschen-
würdiges Leben zu ermöglichen. Teile der 
ländlichen Armut werden so in die städ-
tischen Slums verlagert. Die Folgen sind 
Arbeitslosigkeit, Aufl ösung der Großfa-
milie, soziale Polarisierung und Entwur-
zelung, Kriminalität, Vereinsamung, Ge-
sundheitsprobleme usw. 

Unterschieden werden interne (inner-
halb von Staatsgrenzen) und internatio-
nale grenzüberschreitende Migration. Die 
internationale Migration rekrutiert sich 
aus Flüchtlingen, Menschen in fl üchtlings-
ähnlichen Situationen und legalen sowie 
illegalen Migranten, die ihr Land haupt-
sächlich aus wirtschaftlichen Gründen ver-
lassen haben. Die legalisierte Migration er-
folgt weitgehend in gegenseitigem Einver-
nehmen zwischen Auswanderungs- und 
Einwanderungsland. Illegal in ein anderes 
Land Eingewanderte, die einen individu-
ellen Verfolgungstatbestand nicht nach-
weisen können, sind zwar durch die Gen-
fer Flüchtlingskonvention von 1951 aus 
der rechtlichen Verpfl ichtung der Unter-
zeichnerstaaten zur Gewährung von Asyl 
bzw. Schutz ausgeschlossen, doch der 
tägliche Ansturm Hunderter Menschen 
auf die „Festung Europa“ zeigt, dass es 
sich dabei eher um eine juristische, in der 
Praxis kaum durchsetzbare Regelung han-
delt. Wer vor Hunger, Bürgerkrieg, Un-
terdrückung und Umweltkatastrophen in 
ein anderes Land fl üchtet, hat zumindest 

Flüchtlinge in Ruanda (1994) Berufsverkehr in Bangkok (2007)
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mora lischen Anspruch auf Schutzgewäh-
rung und wenigstens vorübergehende 
Auf  nahme. 

Die interne Migration erstreckt sich 
auf Wanderungsprozesse innerhalb natio-
naler Grenzen. Sie hat teilweise der inter-
nationalen Migration vergleichbare Ursa-
chen. Von besonderer Bedeutung ist die 
Gruppe der Binnenfl üchtlinge, deren Zahl 
die der internationalen Flüchtlinge um ein 
Mehrfaches übersteigt (2001 = 25 Millio-
nen, 2005 = 21 Millionen); sie blieben in 
der öffentlichen Diskussion lange Zeit un-
beachtet. Im Gegensatz zu internationalen 
Flüchtlingen haben Binnenfl üchtlinge kei-
nen Anspruch auf internationalen Schutz 
und Hilfe. Für sie galten bisher ausschließ-
lich die Gesetze ihres Landes; internatio-
nale Hilfsmaßnahmen wären von den zu-
ständigen Regierungen als Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten ihres Staates 
abgelehnt worden. Erst das erschreckend 
große Ausmaß des Staatszerfalls in vielen 
Ländern Subsahara-Afrikas, z. B. Angola, 
Liberia, Somalia oder die Demokratische 
Republik Kongo, haben das Schicksal der 
Binnenfl üchtlinge stärker in den internati-
onalen Fokus gerückt und internationale 
Schutz- und Hilfsmaßnahmen eingeleitet 
(vgl. S. 63 ff.). Bei der Land-Stadt-Wande-
rung kommen weitere Pull- und Pushfak-
toren hinzu (s. u.). 

Im Mittelpunkt der politischen Diskussi-
on steht seit geraumer Zeit die internati-
onale, insbesondere die interkontinen-
tale Migration. Rund 200 Millionen Men-
schen leben, häufi g illegal, in Ländern, die 
nicht ihr Heimatland sind. Fast die Hälfte 
davon fi ndet Aufnahme in Entwicklungs- 

und Schwellenländern. Hier haben au-
ßerdem von den zur Zeit ca. 10 Millionen 
Flüchtlingen und Asylsuchenden etwa 
70 % Aufnahme gefunden. Die höchsten 
Aufnahmequoten entfallen auf Pakistan 
(1,1 Mill.), Iran (716 400) und Tansania 
(549 000); unter den Industrieländern sind 
die USA, Russland und Deutschland die 
wichtigsten Flüchtlings-Aufnahmeländer. 
Hauptherkunftsgebiete der Flüchtlinge 
sind die Krisenregionen Afrikas, der Nahe 
und Mittlere Osten sowie Zentral- und 
Südwestasien (Karte unten). 

Größer als die Zahl der Flüchtlinge ist 
der Anteil der Migranten, die sich in ande-
ren Ländern und Kontinenten z. T. legal, 
z. T. illegal aufhalten und Arbeit suchen. 
Exakte Daten über diese häufi g als „Wirt-
schafts- bzw. Arbeitsmigranten“ bezeich-
neten Menschen liegen jedoch nicht vor. 
Als Wanderungsmotive gelten existen-
zielle Notlagen, aber auch durch globa-
les und regionales Wohlstandsgefälle er-
zeugte Migrationsanreize, die durch Bilder 
von fernen Wohlstandsinseln, über Medi-
en vermittelt, eine Verstärkung erfahren. 
Selbst häufi g enttäuschte Erwartungen ha-
ben nicht zu einem Nachlassen des (inter-
kontinentalen) Migrationsdruckes geführt, 
der vor allem auf die südeuropäischen Kü-
stenländer Spanien und Italien gerichtet 
ist. Allein im Jahre 2006 haben es rund 
25 000 Migranten, überwiegend aus afri-
kanischen Ländern, trotz restriktiver Ein-
wanderungsgesetze geschafft, über die 
Kanarischen Inseln bzw. die italienische In-
sel Lampedusa Europa zu erreichen. Über-
raschenderweise kommt die Mehrzahl von 
ihnen nicht aus den ärmsten Ländern und 

Bevölkerungsschichten; vielmehr handelt 
es sich zum überwiegenden Teil um rela-
tiv gut ausgebildete junge Menschen, die 
sich als zahlungsfähige Angehörige der 
städtischen Mittelschicht gut verdienen-
den Schleppern ausliefern und das Risiko 
einer vor allem auf dem Seewege gefähr-
lichen interkontinentalen Wanderung ein-
gehen, die vielfach in enttäuschten Erwar-
tungen, in Illegalität, Rechtlosigkeit und 
Marginalität endet. 

Ambivalente Wirkungen der 
internationalen Migration 

Im Gegensatz zur landesinternen Migra-
tion sind an der internationalen Migrati-
on das Herkunfts- und das Aufnahmeland 
der Migranten beteiligt, häufi g auch noch 
Transitländer. Ob und in welcher Weise 
Migration einem Land nutzt oder schadet, 
hängt von seinen individuellen Vorausset-
zungen und Bedingungen ab und bedarf 
der jeweiligen speziellen Prüfung und Ab-
wägung. Generell gilt für die Herkunfts-
länder der Migranten, dass der Abzug von 
Humanpotenzialen kritisch zu bewerten 
ist, wenn diese für die Wahrnehmung von 
Entwicklungschancen unverzichtbar sind. 
„Braindrain“ nimmt armen Entwicklungs-
ländern ihre Entwicklungsgrundlage. Der 
Abzug von qualifi zierten jungen Men-
schen aus entwicklungsfähigen armen 
Ländern ist entwicklungspolitisch nur 
dann zu rechtfertigen, wenn überschüs-
sige Entwicklungspotenziale vorhanden 
sind, aber im eigenen Lande nicht ge-
braucht werden. Migranten tragen dann 
nicht nur zur Entlas tung des heimischen 

Flüchtlinge: Herkunfts- und Aufnahmeländer
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Arbeitsmarktes bei, Geldüberweisungen 
an ihre Familien im Heimatland helfen 
auch, Armut zu lindern und akute Notsi-
tuationen zu überbrücken. Laut Weltbank 
beliefen sich im Jahre 2005 die Überwei-
sungen von Migranten aus Entwicklungs-
ländern in ihre Heimatländer auf rund 170 
Milliarden US-Dollar; das ist weit mehr als 
die weltweiten Ausgaben der öffentlichen 
Entwicklungszusammenarbeit (2005 = rd. 
106 Mrd. US-$). Ohne diese Geldtransfers 
wäre in vielen Ländern die Armut noch 
weit größer. Sie sind ein wichtiger Beitrag 
nicht nur zur Verbesserung der Haushalts-
einkommen, sondern auch zur Gewährlei-
stung der wirtschaftlichen Stabilität man-
cher armer Länder. 

Darüber hinaus gehen wichtige Entwick-
lungsanstöße von der Rückwanderung 
aus: Remigranten bringen in der Regel an-
gespartes Kapital, lebenswichtige Güter, 
Erfahrungen und Wissen mit zurück, die 
häufi g für Existenzgründungen eingesetzt 
werden, neue Arbeitsplätze schaffen und 
so Entwicklungsimpulse geben. So haben 
zum Beispiel Remigranten am wirtschaft-
lichen Aufstieg der Türkei einen bedeu-
tenden Anteil.

Kaum weniger groß, aber anders ge-
lagert sind die Probleme in den Aufnah-
meländern der Migranten. Während die 
legalisierte, häufi g zeitlich befristete Zu-
wanderung relativ problemlos ist, bereiten 
illegale Migration und unvorhersehbarer 
Zustrom von Flüchtlingen in den Aufnah-
meländern mehr oder weniger große 
Schwierigkeiten; das gilt insbesondere für 
die aufnehmenden Entwicklungsländer, 
die ohnehin genug mit eigenen Proble-
men zu tun haben. Beispielsweise ist für 
ein armes Entwicklungsland wie Tansania 
die Aufnahme von rund 549 000 Flüchtlin-
gen (2005) weit belastender als die Ver-
sorgung von 4,7. Millionen Flüchtlingen in 
den europäischen Industrieländern. Pro-
bleme bereiten allen Aufnahmeländern: 
• die Unplanbarkeit des Zustroms illegaler 
Migranten und Flüchtlinge und dement-
sprechende Engpässe bei ihrer Unterbrin-
gung und Versorgung; 
• die Unbestimmtheit der Aufenthaltsdau-
er im Aufnahmeland und daraus resultie-
rende fi nanzielle Belastungen; 
• der fehlende Einfl uss auf die Auswahl 
der Migranten (z. B. Alter, Geschlecht, be-
rufl iche Qualifi kation, Bleiberecht, Befris-
tung des Aufenthalts); 
• die Belastung des Sozialetats durch nicht 
erwerbsfähige bzw. -tätige Migranten 
(z. B. Kinder, Alte, erwerbslose Frauen, 
Kranke, Arbeitslose); 
• die Integration der Migranten in die Kul-

tur und die Lebensformen des Aufnahme-
landes. 

Aufgrund der fortschreitenden Globa-
lisierung, des weiteren Wachstums der 
Weltbevölkerung und sich verschärfender 
Umweltprobleme wird der Migrations-
druck sich weiter erhöhen. Umso mehr gilt 
es, den Migrationsprozess zum Nutzen al-
ler in geordnete Bahnen zu lenken. 

Migration braucht faire Regeln 

Von zentraler Bedeutung ist eine engere 
internationale Zusammenarbeit zwischen 
den Quell- und Zielländern sowie den 
Durchgangsländern der internationalen 
Migration. Deren Ziel sollte es sein, zum 
einen den Ursachen irregulärer Migrati-
on und Flucht konstruktiv zu begegnen, 
zum anderen deren Potenziale aufzude-
cken und entwicklungsfördernd zu nut-
zen. Wo Armut Migrationsauslöser ist, gilt 
es, diese im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit gemeinsam anzugehen 
und potenziellen Migranten eine Bleibe-
perspektive zu geben. Für illegale Migrati-
on verausgabte Gelder sind sinnvoller ein-
gesetzt, wenn sie im Auswanderungsland 
in Projekte zur Armutsbekämpfung (z. B. 
Gesundheits- und Bildungsprojekte, Land-
wirtschaft, Verkehr) investiert werden, da-
mit das Potenzial junger Menschen für 
die Entwicklung des eigenen Landes dort 
auch entfaltet und eingesetzt werden 
kann. Entwicklungspolitisch besonders be-
denklich ist die Aufnahme irregulär einge-
wanderter Hochschulabsolventen und gut 
ausgebildeter Fachkräfte, die dringend im 
eigenen Land gebraucht werden. Sie stel-
len für das aufnehmende Land zwar einen 
(sehr fragwürdigen) Gewinn (Braingain) 
dar, höhlen aber das Entwicklungspoten-
zial des Ausreiselandes aus und schmälern 
dessen Entwicklungschancen. Aus der 
Perspektive der Aufnahmeländer kann il-
legale, in größerem Umfang aus Armuts-
gründen erfolgende Einwanderung außer-
dem zu nicht vorhersehbaren Konfl ikten 
mit der einheimischen Bevölkerung, zu 
fi nanziellen Belastungen der kommu-
nalen Sozialhaushalte und zu Integrati-
onsproblemen führen. Die Eingliederung 
illegal Eingewanderter in die heimische 
Gesellschaft erfordert viel Geduld, Einfüh-
lungsvermögen und Ausdauer, zumal sie 
in den Aufnahmeländern häufi g als Kon-
kurrenten um den Arbeitsplatz und als Be-
drohung des Wohlstands angesehen wer-
den. Sich gegen Migration abschotten zu 
wollen, wäre irreal und kurzsichtig. Zum 
einen wird sich der Migrationsdruck an-
gesichts des Bevölkerungswachstums im 

Grundsätze der Staatengemeinschaft 
für internationale Migration 

• Die Beseitigung der Ursachen von Ar-
mutsmigration (Armut) und Flucht (Kon-
fl ikte) hat Vorrang vor landeseigenen 
Interessen; sie ist gemeinsame Aufgabe 
der Staatengemeinschaft. 

• Die Anwerbung hoch qualifi zierter 
Wissenschaftler und Fachkräfte ist ent-
wicklungspolitisch kontraproduktiv, 
wenn diese in ihrem Heimatland für 
Entwicklungsaufgaben benötigt wer-
den. Brain drain sollte zu Gunsten der 
Entwicklungsaufgaben im Herkunfts-
land der Migranten vermieden werden. 

• Die Anwerbung qualifi zierter Wissen-
schaftler und Fachleute macht Sinn, 
wenn diese im Anwerbeland in aus-
reichender Zahl zur Verfügung stehen 
und der Kompensation von Bevölke-
rungsschwund in den Industrieländern 
dienen. 

• Migration liegt im entwicklungspoli-
tischen Interesse, sofern sie dem Erwerb 
von Kompetenzen im Gastland dient, 
die bei Rückkehr ins Heimatland für 
dessen Entwicklung eingesetzt werden 
können. 

• Flüchtlinge im Sinne der Genfer Kon-
vention von 1951 genießen im Aufnah-
meland Schutz und uneingeschränktes 
Gastrecht. 

• Migranten mit Bleiberecht haben An-
spruch auf wirkungsvolle Maßnahmen 
zur Eingliederung in die Gesellschaft des 
Aufnahmelandes; umgekehrt sind sie 
verpfl ichtet, die Gesetze dieses Landes 
zu beachten und sich zu bemühen, sich 
seinen Lebensformen anzupassen.

Flüchtling ist nach der Defi nition des 
Hohen Flüchtlingskommissariats der 
Vereinten Nationen (UNHCR), wer sich 
aus begründeter Furcht vor Verfolgung 
aufgrund seiner Rasse, Religion, Staats-
angehörigkeit, Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder auf-
grund seiner politischen Überzeugung 
außerhalb seines Heimatlandes aufhält 
oder aufgrund eines innerstaatlichen 
Konfl ikts über die Landesgrenzen gefl o-
hen ist. (BMZ, Medienhandbuch Entwicklungs-

politik 2006/2007, S. 291)
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Süden verstärken, zum anderen sind die 
Industrieländer in Anbetracht ihrer al-
ternden Bevölkerung auf Migranten ange-
wiesen (G17), wenn sie ihren Wohlstand 
halten wollen. Nur durch partnerschaft-
liche Zusammenarbeit lässt sich die Migra-
tion in geordnete Bahnen bringen. Es be-
darf internationaler Vereinbarungen, um 
die unterschiedlichen Interessen der Aus-
reiseländer, der Aufnahmeländer und der 
Migranten in Einklang zu bringen. 

Verstädterung 

Die Hälfte der Menschheit lebt in Städten 
(G22) – und dieser Anteil wird weiter stei-
gen. Bereits im Jahre 2015 wird der Anteil 
der Stadtbewohner an der Weltbevölke-
rung über 53% liegen. Der bis 2030 er-
wartete Bevölkerungszuwachs von zwei 
Milliarden Menschen wird größtenteils in 
den urbanen Räumen der weniger entwi-
ckelten Länder erfolgen. Während aber 
in den Metropolen der Industrieländer 
bereits ein Schrumpfungsprozess einge-
setzt hat, befi nden sich die Städte der 
Entwicklungs- und Schwellenländer in 
einer unvergleichlichen Wachstumspha-
se. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts gab 
es auf der Welt nur 16 Städte mit mehr 
als einer Million Einwohner, heute (2006) 
sind es fast 400. Nach UN-Prognosen wer-
den im Jahre 2030 mehr als die Hälfte der 
dann 500 Millionenstädte in Asien liegen. 
Schon heute liegen von den 27 Megastäd-
ten mit mehr als 10 Millionen Einwoh-
nern 15 in Asien (G28). Jedoch bestehen 
im Wachstum der Städte nicht nur Un-
terschiede zwischen den Industrieländern 
und den Entwicklungsländern, sondern 
auch zwischen den verschiedenen Regi-
onen der weniger entwickelten Teile der 

Welt. Diese Unterschiede erstrecken sich 
sowohl auf den Verstädterungsgrad, die 
Wachstumsstärke und den Zeitpunkt des 
Einsetzens des Verstädterungsprozesses 
als auch auf die ihn modifi zierenden wirt-
schaftlichen, politischen, sozialen und kul-
turellen Rahmenbedingungen. G22 stellt 
den regional unterschiedlichen Verstäd-
terungsgrad und das ebenfalls von Regi-
on zu Region differierende Bevölkerungs-
wachstum dar. 

Das derzeit dynamische Städtewachs-
tum in den Entwicklungsländern geht 
zum einen auf die starke Zuwanderung 
junger Menschen aus den ländlichen Ge-
bieten zurück, zum anderen ist das natür-
liche Wachstum der überwiegend jungen, 
bereits in den Städten ansässigen Bevölke-
rung eine weitere, ebenso bedeutende Ur-
sache des Bevölkerungswachstums. Hinter 
der ausgeprägten Zuwanderung vom Lan-
de in die Stadt stehen tiefere Ursachen: 
Städte wirken als anziehende Pullfak-
toren, sie bieten ökonomische und kul-
turelle Chancen, Arbeitsplätze, Bildungs -
angebote, eine bessere Gesundheitsver-
sorgung, vielfältige Versorgungs- und 
Freizeitangebote, Zugang zu elementaren 
öffentlichen Dienstleistungen wie Elektri-
zität, Wasser und sanitäre Einrichtungen, 
berufl iche und soziale Aufstiegschancen, 
Abwechslung und mehr Freizügigkeit als 
auf dem Lande, insgesamt eine bessere 
Grundversorgung sowie auch günstigere 
Möglichkeiten für politische Aktivitäten. 
Von den ländlichen Lebensbedingungen 
ausgehende abstoßende Pushfaktoren 
verstärken den Drang in die Städte: Länd-
liche Armut, Arbeitslosigkeit und Unter-
beschäftigung, unzureichende Infrastruk-
turausstattung, Defi zite im Gesundheits-
wesen, im Bildungs- und Freizeitangebot 

und die Abhängigkeit von der Herrschaft 
der Alten bieten kaum Perspektiven für 
ein besseres Leben. Insbesondere im sub-
saharischen Afrika und in den ärmeren Zu-
wandererschichten der Städte gibt es mul-
tilokale Haushalte, die z.T. über Genera-
tionen hinweg mit Teilen der Familie am 
ländlichen Heimatort verankert bleiben 
(G30a). 

Ein dritter die Verstädterung vorantrei-
bender Faktor ist die Globalisierung. Als Kno-
tenpunkte von Globalisierungsprozessen 
haben vor allem Metropolen bzw. Me-
gastädte über nationale Grenzen hinaus 
wirkende Bedeutung. Globale Akteure 
sorgen für eine Anreicherung globaler 
Funktionen und damit für eine größere 
Vielfalt an Angeboten sowohl auf dem Ar-
beitsmarkt als auch in vielen anderen Be-
reichen.

Urbanisierung bedeutet aber nicht nur 
Fortschritt und bessere Lebenschancen, 
Ausmaß und Geschwindigkeit der Urbani-
sierungsprozesse hinterlassen auch Spuren 
von Chaos und Unkalkulierbarkeit, sie ge-
nerieren Armut, krasse soziale Gegensätze, 
soziale Ausgrenzung, Ungleichheit und ge-
sellschaftliche Fragmentierung, Lärm, Luft-
, Wasser- und Bodenbelas tung. Der häu-
fi g chaotische Wachstums prozess ist eine 
Herausforderung nicht nur für die öffent-
lichen Verwaltungen, Unternehmen und 
andere gesellschaftliche Akteure, sondern 
auch für die Bürger. Die Armut kommt vor 
dem Hintergrund überquellenden Wohl-
stands in den Gated Communities (be-
wachten gehobenen Wohngebieten) der 
Reichen, besonders krass zum Ausdruck. 
Sie zeigt sich in überbevölkerten Slums, 
den Elendsquartieren der Armen, in ho-
hen Umweltbelas tungen und -gefahren, 
in steigenden Kriminalitätsraten, im Man-
gel an sauberem Trinkwasser und aus-
reichenden Sanitäranlagen, in fehlender 
Kanalisation und unzureichender Mül-
lentsorgung und Elektrizitätsversorgung 
sowie in Defi ziten im Gesundheits- und im 
Bildungssektor oder in der Betreuung alter 
Menschen. Die besorgniserregende Aus-
breitung der städtischen Armut kommt in 
der massiven Zunahme der Menschen, die 
in Slums leben, zum Ausdruck. Ihre Anzahl 
ist von 35 Millionen in den 1950er Jahren 
auf 900 Millionen gestiegen (Karte links). 
Sie könnte sich bis 2030 noch verdoppeln. 
Je stärker die Städte wachsen und räum-
lich ausufern, desto komplexer werden die 
Probleme und desto schwieriger wird es, 
sie zu managen. 

Trotz dieser Mängel und Disparitäten 
birgt der Urbanisierungsprozess bedeut-
same, in der Vergangenheit unterschätzte  

In den Städten des Südens leben die meisten in Slums
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Entwicklungspotenziale. Höhere Bevöl-
kerungsdichten in den Städten schlagen 
sich in niedrigeren Pro-Kopf-Kos ten für 
die Bereitstellung von Infrastruktur und 
sozialer Grundversorgung nieder. Der 
leichtere Zugang zu Bildung und Gesund-
heitsdiensten verbessert die berufl ichen 
(Aufstiegs-)Chancen. Die Städte in Ent-
wicklungsländern sind Hauptträger der na-
tionalen Wertschöpfung; ihr durchschnitt-
licher Anteil an der Erwirtschaftung des 
Bruttosozialprodukts liegt über 50 %. In 
den asiatischen Ländern haben die Stadt-
regionen im Durchschnitt einen Anteil von 
80 % am wirtschaftlichen Wachstum; und 
das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkom-
men liegt deutlich über dem der länd-
lichen Räume. Umso wichtiger ist es, die-
se Potenziale für den Entwicklungsprozess 
zu mobilisieren und konstruktiv zu nutzen. 
Den Rahmen und die entsprechenden 
Vorgaben dafür liefert die Zielvorgabe 11 
des Millenniumsentwicklungsziels 7: „bis 
zum Jahre 2020 die Lebensbedingungen 
von mindestens 100 Millionen Slumbe-
wohnern deutlich (und nachhaltig) zu ver-
bessern“ (S. 88). Nachhaltige Stadtent-
wicklung im Rahmen einer sozial ausglei-
chenden Entwicklungszusammenarbeit be-
deutet „Städte lebenswert zu gestalten, 
ohne dass die Folgen der gegenwärtigen 
Stadtentwicklung zu einer Hypothek für 
zukünftige Generationen werden“ (BMZ). 
Daraus ergeben sich für die deutsche Ent-
wicklungszusammenarbeit, aber auch für 
die Entwicklungspolitik der EU folgende 
Aufgabenfelder: 
• Bekämpfung der städtischen Armut, 
• umweltgerechte Stadtentwicklung, 
• Dezentralisierung der Stadtentwicklungs-
politik und 

• Erweiterung und Stärkung des städti-
schen Managements. 

Darüber hinaus hat sich auch die Ver-
zahnung der städtischen Entwicklung mit 
der Entwicklung des ländlichen Umlandes 
zu einem zentralen Aufgabenfeld entwi-
ckelt. 

Metropolen im 
Globalisierungsprozess 

Alle Städte nehmen am Globalisie rungs-
prozess teil. Wichtigstes Bedeutungskrite-
rium ist aber nicht die Größe einer Stadt, 
sondern ihre funktionale Stellung als Me-
tropole, das heißt deren internationale, 
supranationale und globale Funktionen. 
Demnach sind Metropolen 
• großstädtisch geprägte Siedlungsräume, 
die Knoten internationaler Verkehrs - , 
Handels-, Kapital- und Informationsströ-
me bilden und 
• Standorte supranationaler Steuerungs- , 
Kontroll- und Dienstleistungsfunktionen 
sind. 
Dabei handelt es sich vor allem um Unter-
nehmenszentralen, Einrichtungen des Fi-
nanz- und Versicherungswesens und um 
unternehmensnahe Dienstleistungen mit 
Organisationsfunktionen für deren zu-
nehmende internationale bzw. globale 
Wirtschaftsaktivitäten. Jedoch beschrän-
ken sich Metropolen nicht auf grenzü-
berschreitende ökonomische Aktivitäten, 
darüber hinaus können sie auch supra-
nationale politische, administrative, zivil-
gesellschaftliche, soziale, kulturelle etc. 
Funktionen ausüben. 

Metropolen zeichnen sich somit durch 
mehr oder weniger enge internationale bis 
globale Verfl echtungen in verschiedensten 

Bereichen aus. Mit der Übernahme global 
ausgerichteter Funktionen nehmen sie 
den Rang von Global Cities ein. Jedoch 
bestehen innerhalb dieser Städtegruppe 
hierarchische Abstufungen, die mit einer 
Vielfalt von sich unterscheidenden Begrif-
fen belegt sind. 

Plausibel erscheint eine Gliederung 
in „World Cities / Weltstädte“ und 
„Globalizing Cities“, ergänzt durch die 
„Global-City-Region“. Während sich Welt-
städte wie London, Paris, New York oder 
Tokyo durch eine große Vielfalt globaler 
Funktionen und hohe Dichte globaler Ver-
netzungen auszeichnen, reicht die Spann-
weite der Globalizing Cities von Globali-
sierungsansätzen bis hin zu Metropolen 
mit einer im Vergleich zu Weltstädten ge-
ringeren Anzahl von weltweit ausgeübten 
Funktionen und einer entsprechend gerin-
geren Vernetzungsdichte. 

Beide Typen erlauben eine nach Funk-
tionen und Vernetzungsdichte abgestuf-
te hierarchische Untergliederung, die aber 
nur vorläufi gen Charakter haben kann; 
denn Globalisierung ist ein dynamischer 
Prozess, an dem alle Städte, wenn auch 
in unterschiedlicher Intensität, teilhaben. 
Globale Funktionen beschränken sich je-
doch weder auf städtische Zentren noch 
auf Stadtgrenzen, häufi g sind sie dispers 
über größere Räume verteilt und bilden 
eine Global-City-Region. 

Die Licht- und Schattenseiten der 
Globalisierung treten in den Metropolen 
besonders deutlich zutage (G24, G28, 
G30). 

In den Megastädten und Metropolen der Welt sind Reichtum und Armut nahe beieinander. 
Bild links: Skyline von Bangkok; Bild rechts: Obdachloser in Bangkok
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G20 Ursachen von Flucht und 
        Migration

Die Ursachen für Flucht und Migration fallen 
häufi g mit den Kernproblemen der Entwick-
lung zusammen: Armut, Umweltzerstörung, 
Naturkatastrophen, hohes Bevölkerungswachs-
tum, fehlende Beschäftigungschancen, Kampf 
um Ressourcen, repressive Regime, bewaffnete 
Konfl ikte oder die hohe sozioökonomische Dis-
parität zwischen Entwicklungs- und Industrie-
ländern. In der Regel ist die Entscheidung für 
Flucht oder Migration ein Zusammenspiel von 
mehreren Faktoren. In den aufnehmenden Ent-
wicklungsländern konkurrieren die Migranten 
mit der ansässigen Bevölkerung um Arbeits-
plätze und wirtschaftliche Ressourcen. Flücht-
lingsbewegungen und die daraus folgenden 
Probleme schmälern noch zusätzlich die kargen 
Entwicklungschancen der Aufnahmeländer in 
armen Regionen. Das Flüchtlingselend erhöht 
soziale Spannungen, verschärft den Druck auf 
die natürlichen Ressourcen und beschleunigt 
die fortschreitende Umweltzerstörung. 

Quelle: BMZ Medienhandbuch Entwicklungspolitik 2006/2007, 
S. 291 

G21 Was beeinfl usst die Migrationsbereitschaft?

Armut verhindert die Migrationsfähigkeit, nicht 
aber die Migrationsneigung. Ein starkes wirt-
schaftliches Gefälle zwischen Herkunfts- und 
Zielland ist ein wesentlicher Migrationsgrund. 
Darüber hinaus gibt es zahlreiche politische, 
wirtschaftliche, ökologische, soziale und kultu-
relle Aspekte, die eine Migrationsentscheidung 
beeinfl ussen: 
- Je geringer die geographische Entfernung 
zum Zielland ist, desto geringer sind die Reise-
kosten.
- Je jünger ein Auswanderungswilliger ist, de-
sto geringer ist die Bindung an seine Heimat, 
desto besser übersteht er die Strapazen der Mi-
gration und desto besser rentieren sich die In-
vestitionen. 
- Je besser ausgebildet ein Migrant/eine 
Migrantin ist (Beruf, Sprache, interkulturelle 
Kompetenz, Kontakte zum Zielland), desto ge-
ringer sind die Risiken eines gescheiterten Mi-
grationsprozesses. 
- Netzwerke und Kontakte zu ausgewanderten 
Landsleuten reduzieren die Risiken und Kosten 
der Migration, etwa durch Wissens- und Infor-

mationstransfer. 
- Je größer das wirtschaftliche Gefälle zwischen 
Heimat- und Zielland ist, desto höher ist der Mi-
grationsdruck. 
- Je offener eine Grenze ist, desto höher die Mi-
grationsbereitschaft. 
- Je willkommener ein Migrant/eine Migrantin 
im Zielland ist und aufgenommen wird (Aufent-
haltsregelungen), desto größer ist die Migrati-
onsbereitschaft. 
- Je größer die kulturelle Nähe zum Zielland 
(etwa durch Sprache) und die dortige politische 
Stabilität, desto größer ist die Migrationsbereit-
schaft. 
- Verfügen Ausreisewillige über die Staatsange-
hörigkeit des Ziellands oder/und wandern sie als 
Gruppe, erleichtert das die Migrationsentschei-
dung. 
- Besonders in Ländern des Südens entscheiden 
sich einzelne Haushaltsmitglieder auszuwan-
dern, um die Familie zu versorgen. 

Quelle: Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
(DGVN), Hg.: Nord-Süd-Zeitung Eine-Welt-Presse 1/2006, 
23. Jg., S. 3

G22 Verstädterung G23 Migration und das Geschäft mit der Armut

Armut und Perspektivlosigkeit sind die 
wichtigsten, wenn auch nicht die ein-
zigen Gründe für die Migration aus den 
Ländern des Südens in den Norden. 
Mehr oder weniger legale Netzwerke 
von Vermittlern und Schlepperbanden 
schöpfen dabei erhebliche Gewinne ab. 
Das Geschäft mit billigen Arbeitskräften 
und vor allem mit Prostituierten blüht 
weltweit... Die internationalen Wande-
rungsbewegungen haben im Lauf der 
letzten Jahre sowohl innerhalb von Re-
gionen als auch zwischen den Konti-
nenten deutlich zugenommen. Die Ent-
wicklung der – mehr oder weniger lega-
len – technischen und organisatorischen 
Infrastruktur der Weltwirtschaft hat die-
se Migration begünstigt und manch-
mal sogar auch ausgelöst. Zwischen 
den globalen Dienstleistungs- und Gü-
termärkten, dem Anwachsen der inter-
nationalen Geldfl üsse und der Arbeits-
migration besteht heute eine intensive 
Wechselbeziehung. Die internationalen 
Finanzinstitutionen nehmen unmittel-
bar Einfl uss auf die Mechanismen, die 
diese Ströme steuern, zum Beispiel in-
dem sie über die so genannten Struk-
turanpassungsprogramme Druck auf 
die Entwicklungsländer ausüben, ihre 

Volkswirtschaften für ausländische Un-
ternehmen zu öffnen oder die staatli-
chen Subventionsprogramme herunter-
zufahren... Seit in den 1990er-Jahren 
der illegale Handel mit Arbeitskräften 
erheblich zugenommen hat, können 
die traditionellen regionalen Schleuser 
ihre Geschäfte in immer größeren Di-
mensionen abwickeln. Zugleich sind 
auch, zum Beispiel in der Ex-Sowjetu-
nion, neue Netzwerke entstanden. Par-
allel zum rasanten Wachstum der für 
viele Länder wichtigen Tourismusbran-
che nimmt im Rahmen dieser »Vergnü-
gungsindustrie « auch der Menschen-
handel zum Zweck der sexuellen Aus-
beutung immer weiter zu. Dabei bilden 
sich ganz neue Handelskreisläufe he-
raus. So hat etwa der Aufschwung des 
Ferntourismus in einem Emigrationsland 
wie der Dominikanischen Republik den 
massenhaften „Import“ von illegalen 
russischen Frau en nach sich gezogen. 
Manche Regionen mit besonders hoher 
Arbeitslosigkeit und großer Armut set-
zen sogar auf diesen Gewerbezweig als 
eine Art Entwicklungsstrategie. 

Quelle: Le Monde diplomatique/taz Verlags- und 
Vertriebs GmbH, Atlas der Globalisierung. Berlin 
2007, S. 100

G24 Herausforderungen durch das Bevölkerungswachstum in den Entwicklungsländern

In den nächsten 30 bis 50 Jahren wird der welt-
weite Bevölkerungszuwachs von 2 bis 3 Milli-
arden Menschen nahezu ausschließlich (zu 97 
Prozent) in den Entwicklungs- und den Trans-
formationsländern und dort auch praktisch nur 
im städtischen Raum zum Tragen kommen. Der 
Anstieg der Stadtbevölkerung entsteht durch 
natürliches Wachstum, Migration vom Land in 
die Stadt und die Einbindung dicht besiedelter 

ländlicher Gebiete am Stadtrand. Die Anzahl der 
Mega-Großstädte in den Entwicklungsländern 
wird möglicherweise auf 54 ansteigen, wäh-
rend sich die Zahl in den Ländern mit hohem 
Einkommen bei 5 stabilisieren wird. Es ist noch 
nicht abzusehen, ob die Zahl der Menschen in 
ökologisch fragilen Gebieten weiter anwach-
sen wird, doch die Wahrscheinlichkeit ist groß; 
es sei denn, die Möglichkeiten zur Abwande-

rung ändern sich. Nicht weniger als 2 Milliar-
den Menschen werden in zwei Bereichen leben, 
die schwer zu bewirtschaften sind: Mega-Groß-
städte und ökologisch fragile Gebiete. Auf die 
Bedürfnisse dieser Menschen einzugehen, wird 
eine der wichtigsten Herausforderungen sein, 
da es in den Industrieländern nicht viele Erfah-
rungen gibt, die an diese Bedürfnisse angepasst 
werden könnten.                    Fortsetzung S. 102 
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Im folgenden sind einige der zentralen Fragen 
von lokaler und globaler Tragweite aufgelistet, 
denen sich die Weltbevölkerung in den näch-
sten fünf Jahrzehnten stellen muss: 
- Werden die Menschen im ländlichen Raum 
und insbesondere in ökologisch fragilen Ge-
bieten, im kommerziell stärker erschlossenen 
Bereich und in den Übergangszonen zwischen 
landwirtschaftlich und nicht landwirtschaftlich 
genutzten Bereichen in der Lage sein, die Ar-
mut zu überwinden, ihre Existenzgrundlage zu 
verbessern und neue Chancen einschließlich 
derer, die sich in kleineren und größeren Städ-
ten bieten, zu ergreifen? 
- Werden die schnell wachsenden Großstäd-
te in den Entwicklungsländern ihr Potenzial 
ausschöpfen und als dynamischer Motor des 
Wachstums und der sozialen Erneuerung fun-
gieren, oder werden sie in Armut, Umweltver-
schmutzung, Verkehrschaos und Verbrechen 
versinken? 
- Werden die erneuerbaren Ressourcen – vor 
allem Wälder, Böden, Wasser, biologische Viel-
falt und Fischgründe – restlos ausgebeutet, 
oder werden sie als dauerhafte Lebensgrund-
lage und Quellen des menschlichen Wohls be-
wirtschaftet? 
- Werden die Gesellschaften angesichts der ra-
dikalen Veränderungen der Wachstums- und 
Migrationsmuster genügend Kreativität, Wi-
derstandsfähigkeit und Weitblick an den Tag 
legen? Wird es ihnen möglich sein, eine ge-
rechtere Entwicklung zu fördern und mit uner-
warteten Erschütterungen fertig zu werden? 
- Werden die armen Länder in der Lage sein, ihr 
Wachstum zu beschleunigen ohne die gesell-
schaftlichen und ökologischen Belastungen zu 
verstärken? Wird die bis zur Mitte des Jahrhun-
derts prognostizierte globale Wirtschaftskraft 
mit einem aggregierten BIP von 140 Billionen 
US-Dollar weniger ökologische und soziale Be-
lastungen mit sich bringen als die sehr viel ge-
ringere Weltwirtschaft von heute? 

Quelle: Weltbank, Weltentwicklungsbericht 2003, S. 9

G25 Frauen und internationale Migration

Fast die Hälfte aller weltweit lebenden 191 Mil-
lionen Migranten sind Frauen. Sie leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Armutsbekämpfung und 
Entwicklung. Zwar überweisen Frauen insge-
samt weniger Geld in die Heimat als Männer, 
weil sie in der Regel für gleiche Arbeit schlech-
ter bezahlt werden oder in Branchen beschäf-
tigt sind, die niedrige Löhne zahlen. Doch: 
Frauen schicken einen weitaus höheren Anteil 
ihres Einkommens nach Hause als Männer. Zum 
Beispiel überwiesen Migrantinnen aus Bangla-
desch, die im Nahen Osten arbeiteten, durch-
schnittlich 72 Prozent ihres Einkommens an ihre 
Familien. Davon fl ießt der überwiegende Teil in 
die Gesundheitsversorgung und die Bildung der 
Kinder. Ähnliches gilt auch für Sri Lanka, wo 
1999 rund 62 Prozent der Rücküberweisungen 
von Frauen stammten, oder für die Philippinen, 
wo ihr Anteil etwa ein Drittel ausmacht. Frauen 
investieren eher in ihre Kinder als Männer. In 
traditionelleren Gesellschaften haben sie zu-
dem meist wenig Kontrolle über fi nanzielle Ent-
scheidungen, Vermögenswerte und Eigentum. 
Im Gegensatz dazu geben Männer das Geld 
eher für Konsumgüter wie Autos und Fernseh-
geräte aus, oder aber für Investitionen, z. B. in 
Grundbesitz und Vieh. 
Auch über die Rücküberweisungen hinaus leis-
ten Migrantinnen einen erheblichen Beitrag für 
die Gemeinschaften in ihrer Heimat. Frauen, die 

im Ausland leben, erwerben oft Einstellungen, 
Meinungen und Wissen, die auch die Gesund-
heit ihrer Familie im Heimatland verbessern 
können. In einem Bericht der Weltbank werden 
die verbesserte Gesundheit und niedrigere Ster-
beraten von Kindern der Gesundheitsbildung 
zugeschrieben, die Migrantinnen im Ausland 
erwerben... Allgemein habe die Migration von 
Müttern eine weitaus größere Auswirkung auf 
die Verbesserung der Gesundheit der Familie als 
die der Väter. Die internationale Migration kann 
die Gleichstellung der Geschlechter und das 
Empowerment von Frauen fördern. Weil Frauen 
und Männer jedoch nicht die gleichen Chancen 
haben und als Migranten unterschiedlichen Ge-
fahren ausgesetzt sind, könnte die Geschlechts-
zugehörigkeit der wichtigste Faktor dafür sein, 
welche Erfahrungen sie machen. 
Doch sie haben auch mit besonderen Proble-
men und Gefahren zu kämpfen... Schätzungs-
weise 600 000 bis 800 000 Menschen werden 
jedes Jahr über Staatsgrenzen hinweg ver-
schleppt und verkauft, 80 Prozent von ihnen 
sind Frauen und Mädchen. Sie werden meist 
zur Prostitution, zur Arbeit im Haushalt oder in 
Fabriken, so genannten Sweatshops, gezwun-
gen, wo Menschen unter ausbeuterischen Be-
dingungen arbeiten. 

Quelle: DGVN (Hg.), Informationsdienst Bevölkerung und Ent-
wicklung, Nr. 61, Nov. 2006

G26 Frauen auf der Flucht

Eine erzwungene Migration birgt viele Risiken 
und Gefahren: während der Flucht, an vor-
läufi gen Zufl uchtsorten und im Zielland – vor 
allem für Frauen und Mädchen. Im Jahr 2005 
waren etwa die Hälfte der weltweit 12,7 Millio-
nen Flüchtlinge Frauen. Im Gegensatz dazu sind 
in der Gruppe der Asylbewerber nur wenige 
Frauen zu fi nden, weil ge schlechtsspezifi sche 
Verfolgungsgründe oft nicht anerkannt wer-
den.
Beim Ausbruch bewaffneter Konfl ikte sind es 
meist Frauen und Mädchen, die Kinder, Alte 
und Schwache betreuen. Oft werden sie von 
bewaffneten Milizen vergewaltigt. Die Folge 
sind Verlet zungen, ungewollte Schwanger-
schaften und Infektionen mit sexuell übertrag-
baren Krankheiten, einschließlich HIV/Aids. 
Es wird geschätzt, dass im Durch schnitt etwa 
25 Prozent aller Flüchtlings frauen im gebärfä-
higen Alter schwanger sind. Bestimmte Grup-
pen von Frauen sind schwächer als andere und 
benöti gen besonderen Schutz und Unterstüt-

zung, darunter Haushaltsvorstände, ehe malige 
Soldatinnen, Alte, Behinderte, Witwen, junge 
Mütter und heranwach sende Mädchen ohne 
Familienbeglei tung.

Menschenrechte schützen, kulturelle 
Vielfalt fördern
Verstärkte Anstrengungen zur Armutsbekämp-
fung und zur Förderung von Gleichberechti-
gung und der Entwicklung sind Schritte auf 
dem langen Weg zu einer besser geregelten 
Migration. Sie sind notwendig, um die Unter-
schiede zwischen Arm und Reich zu verringern 
und die Chancen für alle zu verbessern – auch 
für Frauen. In der Migrationspolitik werden ver-
nünftige Konzepte gebraucht, die wirtschaft-
liche Interessen berücksichtigen und gleich-
zeitig die Menschenrechte schützen und die 
Gleichberechtigung der Geschlechter fördern, 
so die Forderung von UNFPA.
Quelle: Christina Kamp, Frauen und internationale Migration. 
In: DGVN (Hg.), Informationsdienst Nr. 61, Nov. 2006

G28 Die Megastädte 2010 (Konglomerationen, in Mio. Einwohnern)

  1. Tokio (37,7)
  2. Mexiko-Stadt (23,6)
  3. New York (23,3)
  4. Seoul (22,7)
  5. Mumbay/Bombay (21,9)
  6. São Paulo (20,8)
  7. Manila (20,7)
  8. Jakarta (19,2)
  9. Delhi (18,9)
10. Shanghai (18,6)

11. Los Angeles (18,0)
12. Osaka-Kobe-Kyoto (17,4)
13. Kairo (16,4)
14. Kalkutta/Kolkata (15,6)
15. Moskau (14,9)
16. Buenos Aires (14,6)
17. Istanbul (14,4)
18. Dhaka (14,3)
19. Lagos (13,7)
20. London (13,4)

21. Teheran (13,2)
22. Karatschi (13,2)
23. Beijing/Peking (12,5)
24. Rio de Janeiro (12,1)
25. Paris (11,9)
26. Bagdad (11,8)
27. Kinshasa-Brazzaville (10,3)
28. Bangkok (10,1)
29. Rhein-Ruhr-Gebiet (10,1)
30. Khartum (10,1)

G27 Afrika-Europa-Dialog

Im Juli 2006 hat in Rabat/Marokko zum ersten 
Mal auf Ministerebene ein Dialog zwischen 
Afrika und Europa zum Thema „Migration und 
Entwicklung“ stattgefunden. Auslöser waren 
die tragischen Schicksale der Migranten, wel-
che illegal über Marokko nach Europa einreisen 
wollten. 
Einig waren sich alle rasch, dass gewollte Migra-
tion regularisiert, in geordneten Bahnen ablau-
fen soll. Europäische Länder haben die demo-
graphische Dimension ihrer Eigenentwicklung 
erkannt und bewerten Migration als notwendig 
und etwas Positives. 
Afrikanische Minister ihrerseits haben betont, 
dass sie nicht ihre besten Arbeitskräfte abzie-
hen lassen wollen, sondern generell mehr Ent-
wicklung und gut ausgebildete Menschen brau-
chen. Die Einsicht lag nahe: Entwicklung und 
Entwicklungszusammenarbeit sollen in Afrika 
der besseren Wirtschafts- und Sozialentwick-
lung sowie Erziehung dienen. Legale Migrati-
on soll mit bilateralen oder multibilateralen Ab-
kommen partnerschaftlich gelöst werden. 

Fortsetzung auf Seite 103

Fortsetzung G24 von S. 101
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Wenig Einigkeit bestand betreffs illegaler Mi-
gration. Einig war man sich, dass diese keine 
Perspektive guter Entwicklung darstellt und 
Netzwerke von Schleppern und kriminellen Ma-
chenschaften bekämpft werden müssen. Sei-
tens Europa wurde angeboten, afrikanischen 
Regierungen zu helfen, ihre Kapazitäten für ein 
besseres Migrationsmanagement und besse-
re Kontrollen zu verstärken. Klar wurde auch, 
dass die Industrieländer interne Anstrengungen 
gegen illegale Arbeitssuchende unternehmen 
müssen... Länder, von denen bekannt ist, dass 
es keine Arbeit für illegale Migranten gibt, sind 
offenbar von den organisierten illegalen Wan-
derbewegungen weniger betroffen. 
Was in diesem Dialog antönt, aber nicht ausrei-
chend Beachtung erhielt, war die Notwendig-
keit des Schutzes der Migranten, ob legal oder 
illegal. 
Sehr wichtig sind drei grundsätzliche Einsich-
ten: 
1. Afrika braucht mehr Entwicklung und dazu 
nebst erhöhten Eigenanstrengungen auch 
mehr fi nanzielle Mittel, soll denn illegale Migra-
tion „präventiv“ angegangen werden. 
2. Kein Land kann die Migrationsproblematik 
unilateral für sich selbst lösen. 
3. Es braucht eine intensive, kontinuierliche 
Zusammenarbeit zwischen Herkunfts-, Transit- 
und Bestimmungsländern von Migranten. 
Seitens der EU-Kommission wurde ein jährlicher 
Dialog zwischen Afrika und Europa auf Minister-
ebene angeregt. Nur wenn diese Thematik ge-
nügend Raum für Debatten und Lösungen er-
halte, werde sie den hohen politischen Stellen-
wert behalten. 
Quelle: Walter Frust, Migration braucht Dialog. In: Eine Welt 
– das Magazin der DEZA, Nr. 3, Sept. 2006, S. 21

Fortsetzung G27 von Seite 102
G29: Das indische IT-Beispiel: Eine Erfolgsstory der Migration

Entwicklung fi ndet heute in vernetzter Form 
statt, sie zielt auf immer offenere weltweite 
Märkte und nutzt die spezifi schen Standort- 
und Kostenvorteile der einzelnen Länder. We-
niger entwickelte Länder können dabei auf ihre 
niedrigeren Lohn- und Kostenstruk turen set-
zen, entwickeltere auf ihre Infra struktur, ihre 
fortgeschrittenen Technologien und ihre hö-
here Effi zienz.
Optimale Kosten-Nutzen-Effekte treten dann 
auf, wenn beides vereint wird: die Effi  zienz der 
entwickelten Länder mit den Kos tenvorteilen 
der weniger entwickelten. Dies setzt eine enge 
Kooperation und Durchlässig keit voraus, und 
zwar nicht nur bei der Tech nik, sondern vor 
allem beim Personal. Perso nal aus den Entwick-
lungsländern kann in den entwickelten Län-
dern arbeiten und sich deren Arbeitsweisen 
und Standards aneignen. Im Falle einer Rück-
kehr werden die erworbenen Kenntnisse und 
Arbeitsweisen mit der inti men Kenntnis der Si-
tuation des Heimatlandes verbunden. Darüber 
hinaus können Netzwer ke aufgebaut werden, 
die über Firmenstruk turen, Verwandtschafts-
verhältnisse oder an dere Verbindungen laufen 
und die entwi ckelte Welt mit der weniger ent-
wickelten verbinden...
Das Paradebeispiel derartiger produktiver Be-
ziehungen ist sicherlich die indische Com-
puterindustrie. Hier hat zunächst eine Aus-
bildung qualifi zierter Ingenieure in Indien über 
den aktuellen Bedarf hinaus stattgefun den. Ein 
Teil dieser Fachkräfte wanderte seit den sech-
ziger Jahren in die USA aus und trug später ent-
scheidend zur Dynamik der IT-Wirtschaft in den 
USA bei. Insbesonde re in den neunziger Jahren 

gab es keine Be grenzungen auf Seiten des Per-
sonals. Die IT -Wirtschaft konnte Erhöhungen 
der Einwan derungsquoten durchsetzen, sobald 
die be stehenden Quoten erschöpft waren. Wich-
tig war ferner die Arbeitsenergie und -inten sität 
dieser Gruppe von Einwanderern im besten Ar-
beitsalter. Darüber hinaus machten sich viele 
aus Indien eingewanderte IT-In genieure in den 
USA selbständig...
In einem zweiten Schritt wanderte ein Teil die-
ser Gruppe von lT-Spezialisten zurück, und es 
wurden Kooperationsnetze zwischen IT-Unter-
nehmen in den USA und in Indien geknüpft. 
Die IT-Wirtschaft im Raum Banga lore blühte auf 
und entwickelte mit großer Dynamik Software. 
Getragen wurde sie ganz überwiegend von Un-
ternehmern, die aus den USA zurückgewandert 
waren. Die weltweite Krise der IT-Wirtschaft 
seit dem Jahr 2002 führte schließlich dazu, dass 
die in dischen Produktionsanteile weiter anstie-
gen, weil die indischen Unternehmen in einem 
schrumpfenden Weltmarkt ihre komparativen 
Kostenvorteile voll ausspielen konnten, ent-
weder als Zulieferer amerikanischer Firmen oder 
als selbständige Akteure. Die indische IT-Wirt-
schaft produziert auf höchstem Ni veau – mit 
den Kostenvorteilen eines Ent wicklungslandes.

Quelle: D. Thränhardt, Entwicklung durch Migration: ein neuer 
Forschungsansatz. In: Aus Politik und Zeitgeschichte 27/2005, 
S. 8 f.

G30 Aufgaben und Probleme der Stadtentwicklung

Städtische Gebiete. Angesichts der erwarteten 
hohen Wachstumsraten und der Zahl der Stadt-
bewohner, die mit Arbeit, einem Dach über 
dem Kopf und öffentli chen Leistungen ver-
sorgt werden müssen, haben die Großstädte in 
den Entwicklungsländern eine enorme Aufga-
be vor sich. Die typischen Merkmale der stadt-
nahen Ansiedlungen, Städte, Großstädte und 
Mega-Großstädte – hohe Bevölkerungsdich-
te, großfl ächige Siedlungen und größere sozi-
ale VielfaIt – fördern die Schaffung produktiver 
Beschäftigungsmöglichkeiten, effi ziente Be-
reitstellung von Dienstleistungen und Zugang 
zu neuen Ideen und Lernmöglichkeiten. Aber 
wenn viele Menschen auf engem Raum zusam-
menleben, entsteht auch ein Potenzial für so-
ziale Probleme – Verbrechen und gesellschaft-
liche Störungen – sowie für Spillover-Effekte, 
welche die Umwelt belasten und Ge sundheits- 
und Sicherheitsgefahren bergen, insbesondere 
in Stadtvierteln ohne Kanalisation oder Abwas-
serentsorgung und in potenziellen Katastro-
phengebieten. Die Langlebigkeit der städtischen 
Sachvermögenswerte kann bestimmte Entwick-
lungspfade blockieren, so dass Veränderungen 
kostspielig werden. Städtische Gebiete können 
jedoch bei guter Bewirtschaftung zu zukünfti-
gen Wachstumsmotoren werden. Werden sie 
nicht gut bewirtschaftet, konzentrieren sich die 
ökologischen und sozialen Probleme und kön-
nen nur noch schwer gelöst werden.

Die Diskussion über die Problematik der öko-
logisch fragilen Gebiete, der kommerziell er-
schlossenen Berei che des ländlichen Raums und 
der Städte sowie über mögliche Lösungen ist so 
wichtig, weil viele öffentliche Güter und Exter-
nalitäten lokaler Natur sind und prin zipiell für 
lokales Handeln zugänglich sind. Ein Rah men, 
der lokale Aktionen und das Subsidiaritätsprin-
zip fördert, verlangt, dass öffentliche Güter und 
Exter nalitäten, die einen weiteren Einzugsbe-
reich betreffen, auf höherer Ebene behandelt 
werden, nämlich national und global.

Quelle: Weltbank, Weltentwicklungsbericht 2003, S. 10 f.

Aufgaben

1. Erläutern Sie die Begriffe „Binnenmigrati-
on“ und „internationale Migration“. Belegen 
Sie beide Begriffe mit einem Beispiel.

2. Erklären Sie die Begriffe „Brain Drain“, 
„Brain Gain“ und „Brain Waste“

3. Weisen Sie an einem Beispiel nach, dass 
internationale Migration ambivalente Wir-
kungen hat.

4. Erläutern Sie die entwicklungspolitische 
Bedeutung  der internationalen Migration. 

5. Nennen Sie Pull- und Pushfaktoren der 
Verstädterung und begründen Sie deren Be-
deutung für die Stadtentwicklung in Entwick-
lungsländern.

6. Beschreiben und begründen Sie Unter-
schiede in der Stadtentwicklung von Indus-
trie- und Entwicklungsländern.

7. Wie beurteilen Sie aus heutiger Sicht die 
Umsetzung des Millenniums-Entwicklungs-
ziels Nr. 7.3 (Kasten S. 88)?

8. Diskutieren Sie die These „Migration 
braucht faire Regeln“.

G30a Informelle Stadt-Land-
          Beziehungen

Es kommt vor, dass städtische Haushalte in Dör-
fern Ackerland erwerben, um unzureichende 
Arbeitseinkommen zu ergänzen. In anderen 
Fällen wollen sie Abfi ndungen anlegen, die sie 
beim Stellenabbau im öffentlichen Sektor erhal-
ten haben...
In schnell wachsenden Städten wie Dar es 
Salaam bleibt selbst die Bildungs- und Einkom-
menselite zumindest in der ersten Zuwanderer-
generation dem ländlichen Leben noch stark 
verhaftet. Dozenten an der Universität und hö-
here Verwaltungsangestellte unterhalten nicht 
nur enge Beziehungen zu ihren Heimatdörfern, 

sondern besitzen auch bäuerliche Betriebe im 
Umland der Stadt. Sie verfügen über die Pro-
duktionsmittel, vor allem Autos, Telefone und 
vielfältige Beziehungen, um ihr Ackerland auch 
als „absentee landlords“ erfolgreich zu bewirt-
schaften...
Die Bedeutung informeller Stadt-Land-Bezie-
hungen für die Absicherung und Entwicklung 
von livelihoods auf dem Lande und in der Stadt 
wurde bisher meist unterschätzt.

Quelle: E. Schmidt-Kallert u. V. Kreibich, Informelle Stadt-Land-
Beziehungen. In: E+Z 12/2004, S. 467
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Gesundheit und Entwicklung
Armut ist eine der häufi gsten Krankheitsursachen,

denn arme Menschen sind für Krankheiten besonders
anfällig. Sie sind häufi g nicht in der Lage, für sich selbst, 

geschweige denn für andere zu sorgen.

Gesundheit – Voraussetzung für 
Entwicklung 

Krankheit bedeutet für Hunderte Milli-
onen Menschen in den armen Ländern 
Entbehrung und Angewiesensein auf Hil-
fe ihrer Mitmenschen. Arme sind unzurei-
chend ernährt, leben in ungesunden und 
engen Wohnverhältnissen, verfügen oft 
nicht über sauberes Trinkwasser, sie kön-
nen sich weder einen Arzt noch Medika-
mente leisten. Armen fehlt neben dem er-
forderlichen Geld häufi g auch das Wissen, 
wie sie sich gegen ansteckende Krank-
heiten wie Tuberkulose, Grippe, Masern, 
Darmerkrankungen (z. B. Typhus, Chole-
ra) oder tropische Massenerkrankungen 
wie Malaria, Bilharziose oder Fadenwurm-
krankheiten (Onchozerkose) impfen bzw. 

behandeln lassen können. Kinder und 
Frauen sind wegen ihrer unterprivilegier-
ten Stellung in Familie und Gesellschaft 
besonders betroffen. Während Kinder ins-
besondere im Säuglingsalter (im ersten Le-
bensjahr) und im Kleinkindalter (1 bis 5 
Jahre) gefährdet sind, wird die Gesundheit 
von Frauen vor allem durch hohe Arbeits-
belastungen, häufi ge Schwangerschaften, 
Komplikationen während der Schwan-
gerschaft und der Entbindung, durch 
Schwangerschaftsabbrüche und unzurei-
chende Ernährung geschwächt. 

Obwohl Gesundheit ein universelles 
Menschenrecht ist und die Mitgliedslän-
der der UN sich im Sozialpakt der UN-
Menschenrechtskonvention verpfl ichtet 
haben, allen Menschen ungehinderten 
Zugang zu medizinischen Diensten zu 

ermöglichen, haben rund 800 Millionen 
Men schen in den armen Ländern immer 
noch keinen Zugang zu einfachen Ge-
sundheitsdiensten. 

Auch in den Industrieländern gibt es zu-
nehmend größere Gesundheitsprobleme, 
die allerdings meist als Folge des Wohl-
stands (z. B. Herzinfarkt, Schlaganfall, viel-
fältige Krebsarten, Bewegungsmangel, Al-
terung der Bevölkerung) in Erscheinung 
treten. Die Folgen sind enorm steigende 
Gesundheitskosten und Überlastung der 
Gesundheits- und sozialen Dienste. 

Fortschritte und neue 
Herausforderungen

In den zurückliegenden Jahrzehnten ha-
ben die Entwicklungsländer viel getan, um 
den Gesundheitszustand ihrer Bevölke-
rungen zu verbessern. Von 1960 bis 2005 
stieg hier die Lebenserwartung im Durch-
schnitt von 40 auf 63 Jahre; die Säug-
lings-Sterberate je 1000 Lebendgebore-
ne sank von 108 % in 1970 auf 56 % in 
2005 (G31). Der Anteil der Menschen, die 
Zugang zu sauberem Trinkwasser haben 
(W50), erhöhte sich von 1980 bis 2005 
von 59 auf 69 % in ländlichen Gebieten 
und 92 % in den Städten, und der Anteil 
der Frauen, die Verhütungsmethoden an-
wenden, stieg von 64 auf 75 %. 

Trotz dieser Fortschritte und trotz des 
Versprechens der reichen Länder, allen 
Menschen freien Zugang zu medizinischer 
Versorgung zu ermöglichen, leidet in den 
armen Ländern noch immer ein Drittel der 
Bevölkerung, insbesondere Frauen und 
Kinder, unter mangelnder medizinischer 
Versorgung. Jährlich sterben über 10 Mil-

Zugang zu sauberem Trinkwasser
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lionen Kinder unter 5 Jahren an Krank-
heiten, die durch unsauberes Trinkwas-
ser, Infektionen oder Mangelernährung 
ver ursacht werden. Über 50 % aller Kin-
derkrankheiten in Entwicklungsländern ge-
hen allein auf Infektionen der Atemwege, 
Wurmerkrankungen, Durchfall und Mala-
ria zurück. Im Jahre 2000 war in 20 afri-
kanischen Ländern die Müttersterblichkeit 
mehr als 100mal höher als in Deutsch-
land, in Malawi, Sierra Leone, Angola und 
Niger wurde gar der 200fache Wert über-
schritten. Seit Mitte der 1990er Jahre stag-
niert in vielen Ländern Subsahara-Afrikas 
die fortschrittliche Entwicklung im Ge-
sundheitssektor, in einigen Ländern (z. B. 
Botswana, Südafrika, Simbabwe. Sambia, 
Kongo, Elfenbeinküste) ist sie aufgrund 
der weiten Verbreitung von HIV/Aids so-
gar rückläufi g (G46). Dagegen setzt sich in 
vielen Ländern mit der Abnahme der Ar-
mut die positive Gesundheitsentwicklung 
fort, so in Ost-, Südost-, Südasien und La-
teinamerika, insbesondere in den bevöl-
kerungsreichsten Staaten der Erde, China 
und Indien.  

Im Vergleich mit Industrieländern wei-
sen die Entwicklungsländer im Gesund-
heitssektor immer noch erhebliche Defi -
zite auf. Das gilt vor allem in Bezug auf 
die Säuglings-, Mütter- und Kindersterb-
lichkeit sowie auf die Lebenserwartung 
(G31 – G37, G41, G18). 

Eine große neue Herausforderung stellt 
die Infektionskrankheit Aids dar, die sich 
seit ihrem ersten Auftreten Ende der 
1970er Jahre über die ganze Erde verbrei-
tet hat. Etwa 95 % der Infi zierten und Er-

krankten leben in Entwicklungsländern, 
davon allein fast 70 % in Ländern Subsa-
hara-Afrikas (G41, G42, G45, G46, G48). 
Entwicklungspolitisch ist Aids deshalb so 
folgenschwer, weil die Krankheit fast nur 
junge Menschen im zeugungsfähigen Al-
ter sowie Kinder dahinrafft.

Aids, Tuberkulose und Malaria töten 
jährlich mehr als 6 Millionen Menschen. 
Es sind übertragbare Krankheiten, die 
behandelt, aber auch verhindert werden 
können. Es gibt hochwirksame Methoden 
zu ihrer Vermeidung und Behandlung, de-
ren großfl ächige Anwendung den Ver-
lauf der Pandemien ändern könnten. Da-
für müssen allerdings die Finanzmittel, die 
zur Bekämpfung der drei Krankheiten zur 
Verfügung stehen, erheblich aufgestockt 
werden. Zu diesem Zweck wurde der Glo-
bale Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tbc 
und Malaria (GFATM) eingerichtet (Kasten 
S. 107, G40). 

Krankheitsursachen und -folgen 

In vielen Entwicklungsländern ähnelt das 
gegenwärtige Krankheitsmuster dem eu-
ropäischer Länder in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts. Nicht das tropische 
Klima, sondern die soziökonomischen Le-
bensbedingungen bestimmen in erster Li-
nie die Krankheits- und Sterberaten. Die 
Ursachen dafür sind vielfältig: 
• Armut ist die Hauptursache für Krank-
heit und Tod. Arme können sich weder 
ausreichend ernähren noch kostspielige 
Gesundheitsdienste in Anspruch nehmen, 
weil sie keine regelmäßige Arbeit und kein 

ausreichendes Einkommen haben oder 
weil Gesundheitseinrichtungen und Ärzte 
fehlen. 
• Viele haben keinen Zugang zu Gesund-
heitsinformationen und zu Familienpla-
nungsdiensten, da sie nicht lesen und 
schreiben können und soziale Normen zur 
Verhütung von Zivilisationskrankheiten 
nicht kennen. 
• In ländlichen Gebieten mangelt es an 
Angeboten der öffentlichen Gesundheits-
versorgung. Kostenintensive Gesundheits-
einrichtungen konzentrieren sich in den 
Städten und erreichen häufi g nur den bes-
ser gestellten Bevölkerungsteil. 
• Der Gesundheitsvorsorge zur Vorbeu-
gung gegen Krankheiten wird zu wenig 
Beachtung geschenkt. 
• Die Gefährdung durch Krankheit, Invali-
dität und frühen Tod ist in jenen Ländern 
besonders groß, in denen Gewaltsysteme 
die staatliche Ordnung zerschlagen, funk-
tionierende Wirtschaftssysteme zerrüttet 
und das Gesundheitswesen ruiniert haben 
(z. B. Somalia, Kongo, Sierra Leone, Ruan-
da, Burundi, Liberia, Haiti, Afghanistan, 
Irak) (S. 62 ff., P24, S. 72 ff., P30).
• Neue gesundheitliche Risiken sind mit 
der steigenden Mobilität im Rahmen der 
Globalisierung entstanden. Besondere Ri-
sikofaktoren sind Massentourismus, Pros-
titution, Drogenhandel, Auslagerung um -
welt belastender Produktionsprozesse und 
illegale Giftmülltransporte in Entwick-
lungsländer (G39, Bild S. 106). Der Aus-
breitung von Infektionskrankheiten (Aids, 
Malaria, Tuberkulose, Masern) kommt er-
höhte Bedeutung zu (G40). 
• Kulturelle Riten und Praktiken (wie die 
Beschneidung von Mädchen) führen zu 
vermeidbaren Krankheiten und Todesfäl-
len (S. 61, P10 – P13). 
• Meistens fehlt das Geld, oft aber auch 
der politische Wille, um das Gesundheits-
wesen auf eine fl ächendeckende Grund-
versorgung (Basisgesundheitsdienst) der 
gesamten Bevölkerung umzustellen. Häu-
fi g mangelt es auch an der Fähigkeit, die 
knappen zur Verfügung stehenden Mittel 
wirksam und optimal einzusetzen. 

Folgen gesundheitlicher Mängel sind 
Verlust an Lebensqualität und Lebens-
chancen. Chronische Krankheiten belasten 
Familienangehörige (Pfl ege und Betreu-
ung) und schränken das Familienbudget 
und damit auch die Lebensqualität der Fa-
milie ein. Arbeitsausfälle durch Krankheit, 
vorzeitige Invalidität und Tod verursachen 
auch enorme volkswirtschaftliche Verluste. 
Aids und Tuberkulose fordern vor allem im 
subsaharischen Afrika hohe Opfer in der 
produktiven Bevölkerungsgruppe. Die di-

Familienberatung in Indien
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rekten und indirekten Kosten, die dadurch 
entstehen, entziehen den privaten und öf-
fentlichen Haushalten erhebliche Mittel, 
die für notwendige Entwicklungsinvestiti-
onen und -aufgaben (z. B. Bildungs- und 
Rechtswesen, Verkehr) fehlen. Dadurch 
werden Armut und Elend insbesondere in 
armen Ländern mit hoher (Auslands-)Ver-
schuldung vergrößert. Krankheit und frü-
her Tod der Mutter sind von großer Trag-
weite für den gesundheitlichen Zustand 
der übrigen Familienmitglieder. Besonders 
tief greifend wirken sich armutsbedingte 
sozioökonomische Langzeitfolgen wie 
körperliche und geistige Behinderungen 
aus. Sie beeinträchtigen den Schulbesuch 
und die berufl ichen Zukunftschancen. Ar-
mut ist nicht nur Ursache von Krankheit, 
sondern auch deren Folge. Arme leben am 
Rande der Gesellschaft und werden vom 
gesellschaftlichen Leben weitgehend aus-
geschlossen. Armutsbedingte gesundheit-
liche Mängel und Nachteile pfl anzen sich 
von Generation zu Generation weiter fort, 
wenn die Armut nicht überwunden wird. 

Globalisierung und Gesundheit 

Mit der globalen Ausbreitung des Welt-
handels in der frühen Neuzeit kam es 
auch zur weltweiten Ausbreitung von im-
mer mehr Infektionskrankheiten. Auf die 
spätmittelalterliche Pest (1347) folgten ab 
1500 Pest-, Syphilis-, Pocken- und Chole-
raepidemien bis in die Mitte des 20. Jahr-
hunderts. Auch die globale Verbreitung 
der Tuberkulose im 19. Jahrhundert hat 
ihren Ursprung in der zunehmenden Mo-
bilität der Menschen. Dank der internati-
onalen Sanitätskonventionen des 19. und 
20. Jahrhunderts und der Aktivitäten der 
1948 gegründeten Weltgesundheitsor-
ganisation (World Health Organization, 
WHO) ist es gelungen, diese Infektions-
krankheiten einzudämmen. 

Im Zuge der rasant fortschreitenden 
Glo balisierung nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges haben nicht-infektiöse 
Krankheiten und chronische Gesundheits-
störungen aus mehreren Gründen globa-
le Bedeutung erlangt. Nichtübertragbare 
Krankheiten überschreiten zwar keine 
Gren zen, aber deren Ursachen können 
sich über Grenzen hinweg weltweit aus-
breiten. Die rasche Zunahme des Welthan-
dels, der rasante Anstieg der Mobilität der 
Menschen und die umwälzenden kommu-
nikationstechnologischen Innovationen 
(Fernsehen, Internet) werden sowohl von 
gesundheitsschädigenden als auch -för-
dernden Effekten begleitet. Einerseits ha-
ben die weltweite Verbreitung und Vermi-

schung von Ess- und Trinkgewohnheiten 
und des Konsums von Alkohol, Tabak und 
anderen Drogen zur Globalisierung der 
damit verknüpften Gesundheitsprobleme 
geführt. Andererseits haben gleichzeitig 
aber auch gesundheitsfördernde Medi-
kamente, medizinische Neuerungen und 
Erkenntnisse sowie entsprechende Ernäh-
rungsgewohnheiten welt weit Eingang 
gefunden und den Gesundheitszustand 
allgemein verbessert. Jedoch sind Chan-
cen und Risiken der gesundheitlichen 
Globalisierung sowohl regional als auch 
innergesellschaftlich ungleich verteilt. In-
dustrie- und Schwellenländer können auf-
grund ihrer Welthandelsverfl echtungen 
und ihres Entwicklungsstandes den me-
dizinischen Fortschritt voll nutzen. Dage-
gen sind ärmere Entwicklungsländer, die 
von der wirtschaftlichen Globalisierung 
benachteiligt oder gar abgekoppelt sind, 
weitgehend vom medizinischen Fortschritt 
ausgeschlossen; das gilt vor allem für die 
meisten Staaten Subsahara-Afrikas. In vie-
len Ländern haben Strukturanpassungs-
programme des IWF (Internationaler Wäh-
rungsfonds) und der Weltbank die Regie-
rungen gezwungen, die Ausgaben für die 
Gesundheitsversorgung zu kürzen (W57). 

Ein weiteres Hindernis für eine ausrei-
chende Gesundheitsversorgung besteht 
in der Abhängigkeit von Importen z. T. 
ex trem teurer Medikamente aus Industrie-
ländern. Pharmaunternehmen, die Milliar-
den in die Entwicklung von patentierten 
Medikamenten investiert haben, sind nur 
in Ausnahmefällen bereit, verbilligte Li-
zenzen zur Produktion von Generika an 

Unternehmen in Entwicklungsländern zu 
erteilen (G48, G49). 

Auch innergesellschaftlich herrscht in 
der Gesundheitsversorgung der meis ten 
Entwicklungsländer eine Zwei-Klassen-
Struktur. Den wachsenden freien Markt 
für (teure) Gesundheitsleistun gen können 
sich nur Wohlhabende leisten. Den Aus-
gabensteigerungen im privaten Gesund-
heitssektor stehen in vielen armen Ländern 
Kürzungen der Mittel für die öffentlichen 
Gesundheitsdienste gegenüber. Op fer der 
fortschreitenden (Teil-)Privatisierung des 
Gesundheitswesens sind wiederum die 
Armen (G32, G34 – G37). Sie sind auch die 
Opfer illegaler Giftmüllexporte, die häufi g 
in der Nähe von Armensiedlungen depo-
niert werden (G39, Bild oben). 

Die globale Dimension von Gesundheit 
erfordert eine noch engere internationa-
le gesundheitspolitische Zusammenarbeit. 
Die Erwartung, dass die Globalisierung 
den Entwicklungsstand allgemein, also 
auch in den Entwicklungsländern anhe-
ben werde, hat sich nicht erfüllt. Die gra-
vierenden Unterschiede im Gesundheits-
zustand zwischen armen und reichen Län-
dern sowie zwischen Arm und Reich in-
nerhalb einzelner Gesellschaften zeigen, 
dass ungesteuerte Globalisierungsprozes-
se selektierend wirken und Arme eher 
benachteiligen als fördern. Deshalb stel-
len Krankheit, Invalidität und früher Tod 
national wie global ein zunehmend bri-
santer werdendes Konfl iktpotenzial dar. 
Umso mehr gilt es, dem Menschenrecht 
auf Gesundheit national wie internatio-
nal zu uneingeschränkter Geltung zu ver-

Am 19. 8. 2006 lud der Tanker „Probo Koala“ im Auftrag einer niederländischen Firma 528 Ton-
nen hochgiftiger Ölabfälle in der Nähe von Abidjan (Elfenbeinküste) ab, der dann auf Hausmüll-
plätze und wilde Kippen verteilt  wurde. Zehn Menschen starben, 70 000 erkrankten (G39). 
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helfen. Der UN-Millenniumsgipfel hat sich 
dazu bekannt, Gesundheitsförderung als 
globale Aufgabe im Rahmen der Armuts-
bekämpfungsstrategie energisch anzu-
gehen. Erfolgreiche Armutsbekämpfung 
darf sich jedoch nicht auf sozialpolitische 
Maßnahmen beschränken, sie muss um-
fassender ansetzen und alle relevanten 
Politikbereiche einschließen (Kohärenz). Es 
geht vor allem darum strukturelle Abhän-
gigkeiten zu überwinden (G47, G48).

Millenniumsziel: Gesundheit für alle 

Schon 1978 erklärten die Mitgliedsstaaten 
der Weltgesundheitsorganisation WHO in 
Alma Ata „Gesundheit für alle“ zum vor-
rangigen Ziel der Entwicklungszusammen-
arbeit und Gesundheit zu einem allgemei-
nen Menschenrecht. Seitdem konnten 
beachtliche Erfolge erzielt werden (G31). 
Dennoch liegen Mütter- und Kindersterb-
lichkeitsraten in manchen Regionen, ins-
besondere in Subsahara-Afrika, erheblich 
über dem Weltdurchschnitt (G34); und In-
fektionskrankheiten, vor allem Aids, brei-
ten sich weiter aus. Betroffen sind in erster 
Linie die Armen. Deshalb hat die Völkerge-
meinschaft auf dem UN-Millenniumsgipfel 
2000 beschlossen, die Armut in der Welt 
bis 2015 zu halbieren. Drei der acht Mil-
lenniums-Entwicklungsziele richten sich in 
ihren Zielvorgaben auf die Verbesserung 
der Gesundheit armer Bevölkerungsgrup-
pen (S. 88). Zwar werden explizit nur Sen-
kung der Kinder- und Müttersterblichkeit, 
Verbesserung der Gesundheit von Müt-
tern und Bekämpfung von HIV/Aids und 
anderen ansteckenden Krankheiten auf-
geführt, doch sie repräsentieren die Auf-
gabe der Gesunderhaltung insgesamt. 
Dies hat der Millennium+5-Gipfel (2005) 
ausdrücklich bestätigt und die besonde-

re Bedeutung des Konzepts der sexuellen 
und reproduktiven Gesundheit (G44) her-
vorgehoben. Besonderes Gewicht liegt bei 
der Aidsbekämpfung auf den Aspekten 
Information, Aufklärung und Präventi-
on sowie auf der Verbesserung der Be-
handlungsmöglichkeiten durch Zugang 
zu kos tengünstigen Medikamenten (G43, 
G48a). 

Ob es gelingt, die ehrgeizigen Ziele des 
Millenniumsgipfels und damit auch „Ge-
sundheit für alle“ zu erreichen, dürfte ent-
scheidend davon abhängen, ob es gelingt, 
die notwendigen strukturellen Verände-
rungen durchzusetzen, die für die Armuts-
misere mitverantwortlich sind (S. 85 f.). 

Aids, eine globale Geißel 

Infektionen mit dem HI-Virus (Hu-
man Immunodefi ciency Virus) und 
ihre Folge, die Krankheit Aids (Aquired 
Immunodefi ciency Syndrom) haben sich 
seit 1980 mit unerwarteter Schnelligkeit 
vor allem in den Entwicklungsländern 
ausgebreitet. Weltweit waren 2007 nach 
offi ziellen Schätzungen rund 40 Millio-
nen Menschen infi ziert (G45). Der Hö-
hepunkt der Krankheit wird erst um die 
Zeit zwischen 2050 und 2060 erwartet. 
Über 25 Millionen Menschen sind be-
reits an den Folgen von Aids gestorben, 
vor allem Jugendliche und Erwachsene 
in der Altersgruppe von 15 bis 49 Jah-
ren, aber auch schon über eine Million 
Kinder. Rund 15,2 Millionen Kinder un-
ter 15 Jahren sind durch den Tod eines 
oder beider Elternteile zu Aids-Waisen 
geworden. 
Die rasche Ausbreitung von HIV/Aids 
hat mehrere Gründe: Unwissenheit über 
Ansteckungsgefahren, Krankheitsver-
lauf und -folgen, Mängel in der medi-
zinischen Versorgung und Aufklärung, 
politische und ökonomische Probleme 
(z. B. Verschweigen oder Bagatellisieren 
der Problematik durch Politiker, Armut) 
sowie gesellschaftlich-kulturelle Hinder-
nisse, z. B. Tabuisierung von Sexualität, 
Diskriminierung Infi zierter, Widerstand 
gegen Sexualerziehung und -aufklärung, 
Wehrlosigkeit der Sexualpartnerinnen, 
Promiskuität usw. 
Ebenso vielschichtig sind die Folgen von 
Aids. Sie reichen von familiärem Leid und 
Verarmung wegen des Ausfalls produk-
tiver Familienmitglieder über volkswirt-
schaftliche Defi zite (z. B. sinkende Staats-
einnahmen, aber zusätzliche Aufgaben 
und Kosten für die Aidsbekämpfung) bis 
hin zu demographischen Konsequenzen 
(z. B. Rückgang der durchschnittlichen 
Lebenserwartung (G46), relative Zunah-
me der wirtschaftlich abhängigen Bevöl-
kerung, d. h. von Kindern, Alten und In-
validen) und Schwächung von Entwick-
lungspotenzialen. 
Ein Problem bei der Bekämpfung von Aids 
sind die teuren Import-Medikamente. 
Nach schwierigen Verhandlungen ist es 
2003 gelungen, in der Welthandelsorga-
nisation WTO im Rahmen des TRIPS-Ab-
kommens eine Einigung zur Verbesse-
rung des Zugangs von Entwicklungslän-
dern zu preisgünstigen Medikamenten 
(Generika) zu erzielen (G49).
 

Der Globale Fonds zur Bekämpfung von Aids, 
Tuberkulose und Malaria (GFATM) wurde 
2002 gegründet. Sein Zweck ist die Beschaf-
fung von Ressourcen (vor allem von Finanz-
mitteln) und ihre Verteilung. Der Fonds ist eine 
Partnerschaft von Geber- und Nehmerländern, 
von Nichtregierungsorganisationen in Indus-
trie- und Entwicklungsländern, Vertretern der 
Wirtschaft und privaten Stiftungen.

Seine Mittel beschafft sich der Fonds auf „Wie-
derauffüllungskonferenzen“ (bis her letzte 
En de September 2007 in Berlin). Bis 31. Au-
gust 2007 beliefen sich die Zusagen der Ge-
ber (überwiegend G8-Länder) auf 8,4 Mrd. US-
Dollar. Der Fonds konnte damit 450 Hilfsmaß-
nahmen in 136 Ländern zusagen. Mehr als eine 

Million Aidskranke und fast drei Millionen Tbc-
Kranke konnten bereits behandelt werden. Zur 
Verhinderung von Malaria wurden 30 Millio-
nen mit Insektiziden behandelte Moskitonetze 
verteilt. Diese Programme haben nach Anga-
ben des Fonds bisher zwei Millionen Menschen 
das Leben gerettet. Der Fonds fi nanziert auch 
Medikamente zur Behandlung von Aids-Kran-
ken, die bisher keine Möglichkeit hatten, die 
lebensverlängernde antiretrovirale Aids-Thera-
pie (ART) zu erhalten.

Der Fonds vergibt nur Zuschüsse, die nicht zu-
rückgezahlt werden müssen. 56 % seiner ver-
fügbaren Finanzmittel gehen in afrikanische 
Länder.

Mangel an sauberem Trinkwasser ist eine der 
häufi gsten Ursachen für vermeidbare Krank-
heiten. Bild: Ein Mädchen in Nigeria schöpft 
Wasser.

Der Globale Fonds gegen Aids, Tuberkulose und Malaria (GFATM)
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G31 Kennzahlen der Gesundheitsentwicklung G32 Kindersterblichkeit auf dem
        Lande höher als in der Stadt

1,0

Quelle: Auf der Grundlage von Weltbank-Daten aus
Global Monitoring Report, Weltentwicklungsberichten u. a.
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G33 Hygiene senkt die
        Säuglingssterblichkeit

Ägypten Uganda Peru Kamerun

Quelle: UNDP: Bericht über die menschliche 
Entwicklung 2006, S. 56 
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G35 Kinder der Reichen haben
bessere Überlebenschancen

Quelle: UNDP: Bericht über die menschliche Entwicklung 2006, S. 333
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G34 Kindersterblichkeit – wachsende Kluft zwischen armen und
        reichen Ländern
Sterblichkeit von Kindern unter 5 Jahren pro 1.000 Lebendgeburten im Verhältnis zu OECD-Ländern
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Quelle: UNDP, Bericht über die menschliche Entwicklung 2006

1980 2004

0

4

8

12

16

20

24

28

Lesebeispiel: In Südasien war die Kindersterblichkeit 1980 zehnmal
höher als in OECD-Ländern, 2004 fünfzehnmal

OECD-Länder = 1

O
M

N
IA

G36 Kindersterblichkeit – wachsende Kluft zwischen Armen und
        Reichen in einzelnen Ländern

Gesellschaft_fertig.indd   25Gesellschaft_fertig.indd   25 03.01.2012   15:37:3103.01.2012   15:37:31



109

Gesellschaft

G37 Ungleichheit: Kindern der Armen geht es schlechter

Verhältnis zwischen den ärmsten 20 % und den reichsten 20 %
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G38 Toiletten und sauberes
        Wasser senken die
       Säuglingssterblichkeit
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G39 Mit dem Müll kommt der Tod

ABIDJAN Das Gift kam über Nacht. „Ich bin 
morgens früh aufgewacht und überall war 
dieser komische Gestank“, berichtet Sunday 
Edeh, ein Bewohner Abidjans. Kurze Zeit spä-
ter kam das Nasenbluten. „Und jetzt habe ich 
Ausschlag, überall am Körper.“ Mindestens drei 
Menschen starben durch den Giftmüll in der El-
fenbeinküste. 
Welche Stoffe das Schiff „Probo Koala“, das im 
Auftrag des niederländischen Unternehmens 
Trafi gura unterwegs war, am 19. August in 
Abidjan genau abgelagert hat, ist noch unklar. 
Mehr als ein Jahrzehnt nach Verabschiedung 
der Baseler Konvention, die den Export von 
Giftmüll regelt, landet der Abfall aus dem rei-
chen Norden noch immer in Afrika und an-
deren armen Weltregionen – allen Verboten 
zum Trotz. „Giftmüllexporte nach Afrika sind 
gleich drei Mal illegal“, erläutert der ehemalige 
Greenpeace-Mitarbeiter Andreas Bernstorff, 
der die Baseler Konvention mit verhandelt hat. 
„Afrika hat Ende der 80er Jahre nicht nur die 
Basel-Konvention vorangetrieben, sondern in 
zwei zusätzlichen Konventionen jeglichen Im-
port von Müll nach Afrika verboten.” 

Behauptungen von Trafi gura, das Unterneh-
men habe Genehmigungen zum Deponieren 
des Mülls gehabt, nennt Bernstorff deshalb 
substanzlos. „Dabei ist unerheblich, welche 
Stoffe genau in Abidjan abgelagert wurden – 
wenn sie auf eine Kippe kommen, handelt es 
sich eindeutig um Müll, und dessen Export ist 
verboten.“ Tatsächlich, so Bernstorff, sei der 
Export von Giftmüll in Entwicklungsländer seit 
den 90er Jahren zurückgegangen. Mit einem 
Fall wie in der Elfenbeinküste habe er nicht 
mehr gerechnet. 
Vor allem aus Somalia kamen zuletzt immer 
wieder Berichte über die illegale Lagerung von 
Giftmüll im großen Stil. Im regierungslosen 
Niemandsland am Horn von Afrika sollen sich 
Geschäftsleute mit Privatarmeen eine goldene 
Nase mit wilden, ungesicherten Deponien ver-
dient haben. Ein lohnendes Geschäft, auch für 
die europäischen Firmen. „In Somalia kostet die 
Verklappung, von einer Tonne Sondermüll viel-
leicht 2,50 Euro, in Europa das Hundertfache“, 
sagt der Sprecher des UN-Umweltprogramms 
(UNEP), Nick Nuttall. 
Quelle: Münsterische Zeitung vom 8. September 2006 

G41 Fakten über Aids

 • Anteil der HIV-Infi zierten zwischen 15 und 24 
Jahren: 40 Prozent 

• Weiblicher Anteil der HIV-Positiven in Subsa-
hara- Afrika: 59 Prozent 

• Zugang zu einer notwendigen antiretroviralen 
Behandlung: 23 Prozent von circa 4,6 Millionen 
AfrikanerInnen aus Subsahara-Afrika 

• Aids-Waisen in Subsahara-Afrika: mehr als 12 
Millionen (bis 2010 prognostizierter Anstieg auf 
mehr als 18 Millionen) 

• Von 39,5 Millionen HIV-positiven Menschen 
leben 24,7 Millionen in Subsahara-Afrika. Zwei 
Drittel der Neuinfektionen in 2005 fanden in 
Subsahara-Afrika statt. Das waren 2,8 Millio-
nen Menschen. Heute sind 44 Prozent der Be-
völkerung Subsahara-Afrikas jünger als 15 Jah-
re – HIV-Prävention ist notwendig, um künftig 
hohe Infektionsraten zu verhindern.

G40 Der GFATM G42 Teufelskreis aus Ursache
        und Wirkung

Aids führt vielfach auch zur Verstetigung von 
Unterentwicklung. Fast die Hälfte der Men-
schen in Sub-Sahara-Afrika zählt nach den 
von der Weltbank aufgestellten Kriterien zu 
den ärmsten Menschen der Welt, lebt also von 
einem Dollar pro Tag oder weniger... 
Da Aids die Elterngeneration tötet, leben in 
Afrika immer mehr Waisenkinder. 2005 waren 
es bereits zwölf Millionen. Das Netz der Großfa-
milie ist häufi g die einzige soziale Absicherung 
dieser Kinder, doch die Pfl egefamilien sind mit 
der Anzahl der zu versorgenden Aids-Waisen 
zunehmend überfordert. Es besteht die Gefahr, 
dass diese nicht in gleichem Maße wie die leib-
lichen Kinder an den familiären Ressourcen be-
teiligt werden und, anstatt zur Schule zu gehen, 
arbeiten müssen. Eine weitere Option für Wai-
sen ist die Bildung eines Kinderhaushalts. Durch 
das Fehlen eines erwachsenen Versorgers sind 
die Möglichkeiten zur Einkommenssicherung 
jedoch gering, sodass diese Kinder oft in gro ßer 
Not leben Eine wachsende Zahl versucht, als 

Fortsetzung auf Seite 110

Der 2002 gegründete Globale Fonds zur Be-
kämpfung von Aids, Tuberkulose und Malaria  
(GFATM) hat bis Mitte 2007
• 17,8 Millionen Menschen auf Aids getestet 
und über HIV beraten.
• 1 Million mit der antiretroviralen Aids-Thera-
pie (ART) behandelt.
• 2,8 Millionen an Tuberkulose Erkrankte nach 
der DOTS-Methode (Directly observed treat-
ment) behandelt. Dabei wird die Medikamen-
teneinnahme bis zur Heilung durch Fachperso-
nal überwacht. Die Kosten pro Person belaufen 
sich auf rd. 50 Euro.
• 4,7 Millionen Menschen mit einfachen Ge-
sundheitsdienstleistungen vertraut gemacht.
Nach den bisherigen Erfolgen schätzt der Fonds 
die Leben, die er retten kann, auf 3000 pro Tag 
ein.
In einigen Regionen Tansanias, Mosambik und 
Sansibar ist die Kindersterblichkeit dank der 
Malariaprävention gesunken. 
Der Globale Fonds stellt zwei Drittel aller inter-
nationalen Mittel zur Bekämpfung von Tuber-
kulose und Malaria zur Verfügung.
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Straßenkinder ihren Lebensunterhalt mit Pro-
stitution, Bettelei und Kriminalität zu sichern. 
Waisen sind zudem aufgrund ihrer schwachen 
sozialen Position und ihres eingeschränkten Zu-
gangs zu Ressourcen besonders anfällig für se-
xuelle Ausbeutung und damit auch für eine In-
fektion mit HIV. 
In den meisten Ländern Sub-Sahara-Afrikas 
bedeutet Aids immer noch ein langsames und 
qualvolles Sterben. Die Erkrankten können kei-
ner Erwerbstätigkeit mehr nachgehen und die 
hohen Kosten, die bei der aufwändigen Versor-
gung der Opfer entstehen, erhöhen das Verar-
mungsrisiko für die betroffenen Familien. Stu-
dien aus dem südlichen Afrika zeigen, dass das 
Haushaltseinkommen in einer solchen Situati-
on um 66 bis 80 Prozent sinkt. Die landwirt-
schaftliche Produktion, die in Afrika der wich-
tigste Erwerbszweig ist, und die Subsistenzwirt-
schaft, durch die viele Familien ihr Überleben 
sichern, werden durch AIDS beeinträchtigt. Be-
reits für 2000 wurde der Verlust von Arbeits-
kräften durch die Seuche im Bereich des Land-
wirtschaftssektors in Staaten des südlichen Afri-
kas auf bis zu zehn Prozent geschätzt, für 2010 
wird mit Verlusten zwischen 13 und 26 Prozent 
gerechnet. Für die Ernährungslage der von Aids 
betroffenen Familien hat dies schwerwiegende 
Folgen. In Simbabwe nahm die Maisprodukti-
on in Haushalten, die einen Erwachsenen an 
die Krankheit verloren hatten, durchschnittlich 
um 61 Prozent ab. Auch auf nationaler Ebene 
zeigen sich bereits die Auswirkungen von Aids. 
Frühere Entwicklungserfolge werden zunichte 
gemacht. So ist die Lebenserwartung im süd-
lichen Afrika als Folge der Epidemie im Durch-
schnitt um 20 Jahre zurückgegangen. Die Seu-
che verringert zudem das Pro-Kopf-Wachstum 
in 24 afrikanischen Staaten um 0,5 bis 1,2 Pro-
zent pro Jahr. 
Armut und Elend sind nicht nur die Folge von 
Aids, sondern auch seine Ursache. Es ist schon 
häufi ger beobachtet worden, dass unterentwi-
ckelte Länder in viel höherem Maße von Infek-
tionskrankheiten betroffen sind als reiche Staa-
ten. Aids macht hier keine Ausnahme. Armut 
erleichtert der Krankheit das Eindringen in die 
afrikanischen. Gesellschaften. 

Quelle: Aus Politik und Zeitgeschichte Nr. 32-33, 2006, S. 33 f. 

Fortsetzung G42 von Seite 109 G43 Die Interessen von Patienten und Patenten 

Warum es so schwer ist, eine Resolution für 
eine Patientenorientierte Arzneimittelforschung 
bei der WHO durchzusetzen 
Die Regierung von Kenia [legte] mit der Unter-
stützung Brasiliens auf der WHO-Vorstandssit-
zung im Januar 2006 eine Resolution vor, die 
Wege für einen grundlegenden Richtungswech-
sel bei der Erforschung und Entwicklung von le-
bensrettenden Medikamenten vorschlägt. Be-
gründung der sogenannten Kenia-Resolution: 
Täglich sterben 35.000 Menschen, weil sie kei-
nen Zugang zu Medikamenten haben. Sei es, 
weil ihnen das Geld fehlt, oder weil es keine 
wirksamen Medikamente gibt, denn die Erfor-
schung sogenannter Armutskrankheiten ist für 
die gewinnorientierten Pharmakonzerne unin-
teressant. 
Aber schon die ersten beiden Worte der Kenia-
Resolution, nämlich die Forderung nach einem 
„New Global Framework“ (neue globale Rah-
menbedingungen), erregten den Unmut der In-
dustrieländer und der Pharmaindustrie, weil das 
viel zu weitgehend sei und mit ungeahnten Fol-
gen einhergehe... 
Nach der ersten Präsentationsrunde der Reso-
lution sind alle Inhalte, die für einen Richtungs-
wechsel stehen, in Klammern gesetzt. Dabei 
forderte der Originalvorschlag von Kenia ledig-
lich die Einsetzung einer Arbeitsgruppe interes-
sierter Staaten, die neue internationale Richtli-
nien zur patientenorientierten Entwicklung und 
Forschung von Medikamenten aufstellen sollte. 
Der Autor dieser Zeilen wurde auf der Zuschau-
erbühne in der WHO Zeuge einer seltsamen 
Dramaturgie, bei der die Regieanweisungen aus 

der Lobby kamen. Vor der Mittagspause hatte 
der pakistanische Sitzungsleiter noch davon ge-
sprochen, dass Patienten-Interessen vor Patent-
Interessen stehen müssten. Nach der Mittags-
pause eröffnete er die Sitzung mit dem Hin-
weis, in der Lobby habe man ihn darauf hinge-
wiesen, dass man doch bitte von Patienten- und 
Patent-Interessen reden müsse. Offenbar hatte 
man „in der Lobby“ verstanden, dass der von 
der Kenia-Resolution geforderte neue globale 
Rahmen Gewinninteressen, die durch Patente 
geschützt werden, in Frage stellen könnte. 
Was wäre, wenn die Lobby voll von betroffenen 
Bauern gewesen wäre statt von gut betuchten 
Lobbyisten der Wirtschaftsmächte? Vielleicht 
hätte der 2. Akt am Nachmittag dann eine an-
dere Wendung genommen. So aber verfi ng 
man sich in weiteren Erörterungen, die der Sit-
zungsleiter mit der formalen Begründung ab-
würgte, dass die Diskussion trotz aller Dring-
lichkeit nicht weitergeführt werden könne, weil 
die Übersetzer nur bis 19 Uhr zur Verfügung 
stünden... 
Ergebnis: Die Kenia-Resolution samt all der aus-
geklammerten Fragen wurde zur Weiterbera-
tung an eine Arbeitsgruppe verwiesen und soll 
der Generalversammlung der WHO im Mai zur 
Beurteilung vorgelegt werden. Ein Text also, 
der zu 50% in Klammern steht, was soviel wie 
„noch nicht entschieden“ bedeutet. Ein Text, 
der aus Durchstreichungen und neuen Formu-
lierungen besteht, die den Sinn der ursprüng-
lichen Resolution völlig verändern. 

Quelle: Goldmann, Ch.: Der Klammerkrieg. In: medico internati-
onal Rundschreiben 01/2006 S. 23 – 25

G44 Sexuelle und reproduktive Gesundheit

Der Begriff sexuelle und reproduktive Gesund-
heit (SRG) umschreibt sämtliche Bereiche der 
Gesundheit, die im Zusammenhang mit Sexu-
alität und Reproduktion stehen, also Sexualauf-
klärung, Familienplanung, Schwangerschafts-
vorsorge und Entbindung, Prävention sexuell 
übertragbarer Krankheiten, Behandlungen von 
Erkrankungen im reproduktiven Bereich und 
die hiermit verbundenen Rechte, insbesonde-

re die sexuelle und reproduktive Selbstbestim-
mung und die Freiheit von sexueller Gewalt... 
In der Abschlusserklärung des Millennium+5-
Gipfels im September 2005 hat die Staatenge-
meinschaft die Notwendigkeit des allgemeinen 
Zugangs zu Dienstleistungen der reproduktiven 
Gesundheit im Hinblick auf die Verringerung 
der Mütter- und Kindersterblichkeit, der Ver-
besserung der Müttergesundheit, der Bekämp-
fung von HIV/AIDS und der Beseitigung der Ar-
mut ausdrücklich hervorgehoben. 
In den 90er Jahren wurden Fortschritte bei der 
Verbesserung der Gesundheit von Müttern er-
zielt - immer mehr Geburten wurden von aus-
gebildetem medizinischem Personal begleitet, 
insbesondere in Ostasien und Nordafrika. In 
Afrika südlich der Sahara und Südasien ist der 
Anteil der Geburten, die von Geburtshelfern 
begleitet werden, weiterhin sehr niedrig (um 
die 40 Prozent) und hat sich seit 1990 nur ge-
ringfügig erhöht... 
Die Bundesregierung hat im Aktionsprogramm 
2015 das Ziel festgeschrieben, den eigenstän-
digen Zugang von Jugendlichen, insbesondere 
Mädchen, zu Familienplanung und zur Wahr-
nehmung des Rechts auf sexuelle Selbstbestim-
mung durch die Verfügbarkeit von Verhütungs-
mitteln zu fördern. Für die Umsetzung des Kai-
roer Aktionsplans hat das BMZ seit 1994 über 1 
Mrd. Euro zur Verfügung gestellt.

Quelle: BMZ: Medienhandbuch 2006/2007, S. 224 f .

G45 HIV-Infi zierte 2010
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G46 Folgen von HIV/Aids

Rückgang der Lebenserwartung
im Zeitraum 2000 – 2005

Quelle: UNDP, Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2002 
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G47 In Gesundheit investieren und Armut bekämpfen

Dienstleistungen der reproduktiven Gesund-
heit* einschließlich Familienplanung leisten ei-
nen beträchtlichen und unmittelbaren Beitrag 
zum Empowerment von Frauen, zur Verbesse-
rung der Lebensqualität und zur Bekämpfung 
der Armut.
Eine bessere Betreuung von Frauen während ei-
ner Schwangerschaft und bei einer Geburt hilft 
ihnen, die Schwangerschaft zu überstehen und 
die riskanten ersten Lebensjahre ihrer Kinder zu 
sichern.
Die Vermeidung von sexuell übertragbaren 
Krankheiten verbessert die Überlebensraten bei 
Erwachsenen und erspart Männern und Frauen 
viel Leid.
Die Reduzierung unerwünschter Schwanger-
schaften bringt eine bessere Gesundheit für 
Frauen mit sich.

Ein größerer Abstand zwischen den Geburten 
und insgesamt weniger Schwangerschaften 
verbessern die Überlebenschancen von Kin-
dern. Für die Frauen selbst bedeutet das, dass 
sie dem einzelnen Kind mehr Zeit widmen, eher 
einer Arbeit nachgehen und andere Optionen 
wahrnehmen können.
Je geringer die Zahl der wirtschaftlich Abhän-
gigen im Vergleich zur Bevölkerung im arbeits-
fähigen Alter ist, um so eher können Familien 
der Armut entkommen. Auf diese Weise öffnet 
sich ein „demografi sches Fenster“** und da-
mit eine einmalige Chance für Länder, ihr Wirt-
schaftswachstum zu beschleunigen...“

Quelle: Weltbevölkerungsbericht 2002, S. 70

* siehe G44
** siehe S. 89; G11

G48a Generika

Der Zugang zu preiswerten Arzneimitteln ist 
eine Voraussetzung für die Lösung der Ge-
sundheitsprobleme in Entwicklungsländern. Ein 
Weg dazu sind Generika. Wenn für bewährte 
Medikamente die Schutzfrist der Patente (bis 
zu 25 Jahre) abgelaufen ist, können andere Fir-
men Medikamente mit gleichem Wirkstoff und 
in gleicher Form (als Tablette, Zäpfchen, Flüs-
sigkeit usw.) herstellen, so genannte Generika 
(Einzahl: Generikum). Sie sind bis zu 70 % bil-
liger als das Original. Solche Generika werden 
weltweit bereits in Massen produziert.
Aber auch Medikamente, deren Patentfrist noch 
nicht abgelaufen ist, können unter bestimmten 
Umständen in anderen Ländern billiger her-
gestellt werden. Im August 2003 hat sich die 
Welthandelsorganisation WTO darauf geeinigt, 
dass Entwicklungsländer Zwangslizenzen für 
patentgeschützte Medikamente vergeben dür-
fen, wenn sie der öffentlichen Gesundheit die-
nen. Diese Arzneimittel müssen sich vom Origi-
nal deutlich erkennbar unterscheiden und dür-
fen nur in dem Land eingesetzt werden, das die 
Zwangslizenz vergeben hat. Eine Verbreitung in 
andere Märkte muss von dem Land verhindert 
werden. 

Quelle: Autorentext

Aufgaben

1. Beschreiben und begründen Sie die regio-
nalen Unterschiede in Ernährung und Gesund-
heit (Karte S. 104, G31, G34, G45, G4, G1, 
Karte S. 87, Bilder S. 86).

2. Nehmen Sie Stellung zu der These „Armut 
ist der größte Feind der Gesundheit“.

3. Diskutieren Sie, wie Sie zur  Verbesserung 
a) Ihrer eigenen Gesundheit b) der Gesundheit 
in armen Ländern beitragen können.

4. Diskutieren Sie, wie Ernährung und Ge-
sundheit in Entwicklungsländern durch Über-
windung struktureller Abhängigkeiten verbes-
sert werden können.

5. Erläutern Sie den Zusammenhang von Ge-
sundheit und Entwicklung.

6. Stellen Sie fest, worin sich regionale Unter-
schiede im Gesundheitszustand äußern und 
nennen Sie einige Ursachen dafür.

7. Was wird unter „sexueller und reproduk-
tiver Gesundheit“ verstanden? Nennen und 
beschreiben Sie einige Maßnahmen zur Förde-
rung sexueller und reproduktiver Gesundheit.

8. Stellen Sie die Entwicklung, regionale Ver-
breitung und Folgen von HIV/Aids dar. Be-
gründen Sie, warum ein ganzheitlicher Ansatz 
zur Aidsbekämpfung den wirksamsten Erfolg 
verspricht.
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Ganzheitlicher Ansatz in der Aidsbekämpfung 
Wir sind überzeugt, dass ein langfristiger Ansatz 
mit ausreichender und berechenbarer Finan-
zierung sowie konsistenten politischen Hand-
lungskonzepten erforderlich ist, um die Pande-
mie einzudämmen. Der international vereinbar-
te Ansatz des „Universellen Zugangs zu Präven-
tion, Behandlung und Pfl ege“, der bereits von 
den Vereinten Nationen, den G8- Staaten und 
der Zivilgesellschaft übernommen wurde, ist für 
die MDGs wesentlich. Ohne die angemessene 
und ausgewogene Berücksichtigung der ein-
zelnen Aspekte dieses ganzheitlichen Ansatzes 
wird die Eindämmung der HIV/Aids-Pandemie 
scheitern. 
Da in Afrika Frauen die am stärksten gefährdete 
Gruppe bilden und die größte Bürde durch Be-
treuungsaufgaben zu tragen haben, sollte ihre 
Rolle im Mittelpunkt der EU-Strategie stehen. 
Alle Bemühungen der EU zur Bekämpfung der 
Pandemie sollten regelmäßig überwacht und 
evaluiert sowie die Ergebnisse in der Öffentlich-
keit transparent gemacht werden. Die Eindäm-
mung von HIV/Aids erfordert einen kohärenten 
Ansatz durch die EU, der die Harmonisierung 
zwischen ihren HIV/Aids-Programmen sowie 
anderen EU-Politikbereichen wie der Handels-
politik sicherstellt. 
Zwangslizenzen sind ein wichtiges Instrument 
zur Gewährleistung des Zugangs zu lebensret-
tenden ARV-Medikamenten. Weil alle neu ent-
wickelten Medikamente zukünftig patentiert 
werden, wird dieses Thema noch an Bedeutung 
gewinnen. Die WTO-Entscheidung vom 30. Au-

gust 2003, die Ländern ohne Produktionskapa-
zität helfen sollte, Zugang zu ARV-Medikamen-
ten zu erhalten, hat nie funktioniert, weil sie zu 
bürokratisch und zu schwierig anzuwenden ist. 
Die Einbindung der Entscheidung in das TRIPS-
Abkommen und das EU-Recht hätte verhee-
rende Auswirkungen auf die Bereitstellung von 
ARV für Afrika. 
Die EU sollte sich unverzüglich des Problems 
der verwaisten und gefährdeten Kinder an-
nehmen, damit sich die Langzeitkrise, die den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt in den afrika-
nischen Ländern zu zerstören droht, nicht wei-
ter verschärft. Die EU sollte das Versprechen 
einhalten, das in ihrem Aktionsprogramm zur 
Bekämpfung von HIV/Aids enthalten ist, und 
das Gesamtkonzept unverzüglich umsetzen. 
Die Investition in die Ausbildung von Gesund-
heitsfachkräften sowohl in Europa als auch in 
Afrika ist eine Voraussetzung für das Erreichen 
des Ziels des „Universellen Zugangs“. Die EU 
kann Unterstützung leisten, indem sie Ressour-
cen bereitstellt, mit denen die Arbeitsbedin-
gungen von Gesundheitsfachkräften in Afrika 
verbessert werden können. Der Rat hat zwar im 
April 2006 eine geeignete „EU-Strategie über 
Maßnahmen zur Bekämpfung des akuten Fach-
kräftemangels im Gesundheitswesen der Ent-
wicklungsländer“ beschlossen, es fehlen aber 
konkrete Zielvorgaben und ein Zeitrahmen für 
ihre Umsetzung. 

Quelle: VENRO, Afrikas Perspektive - Europas Politik. Entwick-
lungspolitisches Manifest zur deutschen EU-Ratspräsident-
schaft 2007. Bonn 2006, S. 12 f.
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